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— Drucksache 11/1 630 — 


Bilanz und Zukunftsperspektiven der Forschungspolitik 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Forschung und Technologie, Dr. Probst, 
hat mit Schreiben vom 20. Juli 1988 die Große Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


Vorbemerkungen 

1. Die Bundesregierung begrüßt die Gelegenheit, mit 
der Beantwortung der Großen Anfrage (Drucksache 
11/1630) verschiedene Aspekte ihrer Forschungs- 
pohtik über die im Bundesbericht Forschung 1988 
(Drucksache 11/2049) gegebene Darstellung hinaus 
vertieft erläutern zu können. Soweit die Fragen im 
Bundesforschungsbericht ausführhch abgehandelt 
wurden, werden in der vorhegenden Antwort die 
entsprechenden Ausführungen zusammengefaßt 
bzw. zitiert und die Fundstellen aufgeführt. 

Herausragende Bedeutung für die Forschungsland- 
schaft der Bundesrepubhk Deutschland haben die 
Hochschulen, in denen Grundlagenforschung über 
die ganze Breite der Wissenschaftsgebiete betrie- 
ben wird. Die Lage und die Leistungen der Hoch- 
schulforschung sind aber, wie in der Begründung 
der Großen Anfrage ausgeführt, nicht Gegenstand 
dieser Antwort. Auf die Hochschulen und die Hoch- 
schulforschung wird im folgenden daher nur inso- 
weit Bezug genommen, wie dies aufgrund der 
Fragestellung erforderUch ist. Im übrigen wird auf 
Kapitel 4.2, S. 37, und die weiteren Dokumentatio- 
nen zur Hochschulforschung im Bundesbericht For- 
schung 1988 verwiesen. 


2. Die während der vergangenen Jahre vollzogene 
Umorientierung der Forschungspohtik trägt der 
gestiegenen Bedeutung von Wissenschaft, For- 
schung und Technologie Rechnung, die sich welt- 
weit in einem wachsenden Anteü dieser Bereiche 
an der wirtschaftlichen, potitischen und kulturellen 
Diskussion niederschlägt. Dabei stehen insbeson- 
dere die nachstehend angeführten Themen im Mit- 
telpunkt des öffentiichen Interesses: 

— die Frage der internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit in Hochtechnologie- Bereichen als we- 
senthcher Gesichtspunkt der Selbsteinschätzung 
und Zukunftsüberlegungen in Europa, Japan, 
den USA und vielen anderen Ländern; 

— die von den forschungsintensiven Schlüsseltech- 
nologien, insbesondere der Informationstechnik, 
der Biotechnologie und den neuen Materialien, 
ausgehenden „strukturellen" Innovationen, die 
durch immer wieder neue Anwendungen und 
Kombinationen immer mehr Sektoren beein- 
flussen; 

— dementsprechend das ausgeprägte Streben der 
Unternehmen nach technologischer Kompetenz, 
nicht zuletzt durch rasch steigende Forschungs- 
aufwendungen sowie durch zunehmende inter- 
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nationale Kooperation und Verflechtung in For- 
schung und Entwicklung; 

— die zunehmenden Wechselwirkungen zwischen 
Entwicklungen in der Grundlagenforschung und 
fortgeschrittenen technologischen Anwen- 
dungen; 

— die starke Beeinflussung der Zukunftsdiskussion 
durch Themen, die mit Forschung und Technolo- 
gie verknüpft sind: ökologische Risiken und 
denkbare Klimaveränderungen, Chancen von 
Gentechnolo0e und Medizin ebenso wie die da- 
mit aufgeworfenen Fragen der Ethik, Chancen 
für Arbeitsplätze und die zukünftige Energie- 
sicherung, Sicherheit insbesondere großer und 
komplexer technischer Systeme, Forschung zu 
allen diesen Fragen im Sinne von Technikfol- 
genabschätzung ebenso wie Überlegungen zu 
möglichen technologischen Abhüfen und organi- 
satorisch-institutionellen Vorkehrungen. 

3. Die Bundesregierung will im Rahmen ihrer For- 
schungs- und Technologiepolitik zur Verwirkli- 
chung der folgenden allgemeinen Ziele beitragen 
(Bundesbericht Forschung 1988, S. 18): 

a) zur Erweiterung und Vertiefung der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis und daher zu einer 
strukturellen und organisatorischen Weiterent- 
wicklung der Forschungslandschaft in der Bun- 
desrepublik Deutschland; 

b) zu chancenreichen und menschengerechten Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen, zu einem auf 
Dauer tragfähigen Umgang mit den natürhchen 
Ressourcen und damit zu einer positiven Um- 
weltgestaltung im Zuge der weiteren Entwick- 
lung; 

c) zur Verbesserung der technologischen Innova- 
tionschancen und damit zur Steigerung der Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft sowie zur 

d) Stärkung der internationalen Kooperation in For- 
schung und Technologie, auch mit Ländern der 
Dritten Welt, um gemeinsam weltweit die Chan- 
cen wissenschafthch-technischer Innovationen 
zu erschließen, die europäische Integration vor- 
anzubringen und gemeinsam der Verantwortung 
für die Ressourcen- und Umweltschonung besser 
gerecht zu werden. 

4. Dementsprechend hat sich die Forschungs- und 
Technologiepolitik der Bundesregierung - wie im 
Bundesforschurigsbericht 1988, S. 19, dargelegt - 
sowohl national wie auch in der internationalen 
Zusammenarbeit während der vergangenen Jahre 
auf folgende Ansatzpunkte konzentriert: 

— verstärkte Förderung der Grundlagenforschung; 

— Ausbau der Vorsorgeforschung (insbesondere 
Ökologie, Gesundheit, Klimaforschung); 

— grundlagenorientierte, gegenüber der Wirtschaft 
subsidiär und auf eine Verbesserung der For- 
schungsstrukturen hin angelegte Förderung im 
Bereich marktorientierter Technologien; 

— Verbesserung der Rahmenbedingungen für 


Innovationen in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Forschungs- 
struktur, zur Entbürokratisierung und zur Siche- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses; 

— Stärkung von Forschungsgebieten mit langfristi- 
ger Perspektive; 

— Forschung und verantwortliche Diskussion über 
Technologiefolgen, über Wissenschaft und Ver- 
antwortung. 

Aufgrund der ausgeprägten weltweiten Dynamik in 
Wissenschaft und Technik, der wachsenden Her- 
ausforderungen im Vorsorgebereich aber auch des 
sich international eher noch verschärfenden Wett- 
laufs auf dem Gebiet der Spitzentechnologien wer- 
den diese Ansatzpunkte auch künftig im Mittel- 
punkt der Forschungs- und Technologiepolitik der 
Bundesregierung stehen. 

5. Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dabei der Kooperation zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft zu. Gerade an den Schnittstellen von 
wissensorientierter und anwendungsorientierter 
Grundlagenforschung wurden während der vergan- 
genen Jahre Durchbrüche erzielt, die erheblichen 
Einfluß auf die künftige technologische Entwick- 
limg ausüben können. Beispiele finden sich in der 
Festkörperphysik (speziell die Hochtemperatur- 
supraleitung), der Biologie sowie in der Mathematik 
(nicht-lineare Phänomene). 

Aber auch im Forschungs- und Entwicklungs„all- 
tag" erhöhen gute Kontakte zwischen Forschungs- 
einrichtungen und Unternehmen die Innovations- 
fähigkeit der Wirtschaft. Forschungsergebnisse, 
z.B. der Hochschulforschung, die ihren Weg in 
industrielle Anwendungen finden, bedeuten Im- 
pulse für die Entwicklung neuer Produkte und Ver- 
fahren, und umgekehrt gehen von der Arbeit an 
technologischen Fragestellungen immer wieder An- 
regungen für die Wissenschaft aus. 

Die Bundesregierung hat durch eine Vielzahl von 
Initiativen die Anreize für die Kooperation zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft erheblich verbessert, 
vor allem durch 

— das Dritte Gesetz zur Änderung des Hochschul- 
rahmengesetzes vom 22. November 1985, durch 
das verfahrensmäßige Erleichterungen bei der 
Drittmittelforschung geschaffen werden; 

— den Ausbau der Förderung der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung und der Fraunhofer Ge- 
seUschaft (FhG); 

— die stärkere Ausrichtimg der direkten Projektför- 
derung des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie (BMFT) im Bereich marktorien- 
tierter Technologien auf Forschungsverbünde 
von Wirtschaft imd Wissenschaft; 

— die Maßnahmen zur Verstärkung der Zusam- 
menarbeit zwischen Großforschungseinrichtun- 
gen und Industrie; 

— die Förderungsmaßnahmen „Auftragsfor- 
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schung" und „Forschungskooperation zwischen 
Industrie und Wissenschaft", die insbesondere 
die Zusammenarbeit kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen mit der Wissenschaft verbessern sollen. 

Insgesamt haben diese und andere Initiativen, z. B. 
die Förderung technologieorientierter Untemeh- 
mensgründungen, die Forschungspersonal-Zu- 
wachsförderung, die Bezuschussung von Personal- 
kosten im FuE-Bereich, dazu beigetragen, die Wett- 
bewerbsfähigkeit der in unserem Land forschenden 
Industrie zu erhöhen, indem sie den Forschungs- 
standort Bundesrepublik Deutschland stärken. Zu- 
gleich bilden sich dadurch neue Chancen für die 
wissenschaftlich motivierte Forschung heraus. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand von 
Wissenschaft und Technik in der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Indikatoren sind geeig- 
net, den Forschungsaufwand und die Ergebnisse 
der Forschung darzustellen? 

Zur Beurteilung des Standes von Wissenschaft und 
Technik in der Bundesrepublik Deutschland können 
unterschiedliche Indikatoren herangezogen werden, je 
nachdem, ob auf die Aufwandseite oder die Ergebnisse 
der Forschung abgestellt wird. Im Vordergrund der 
Betrachtungen standen in der Vergangenheit überwie- 
gend die Aufwandsindikatoren für Forschung und Ent- 
wicklung (FuE). Hier konnte die zugrundeliegende 
FuE- Statistik in der Bundesrepublik Deutschland wei- 
ter verbessert werden. Die Problematik einer fehlen- 
den einheitlichen FuE-Statistik auf gesetzlicher 
Grundlage setzt weiteren Präzisierungen Grenzen. 

Bei der Betrachtung der Input-Seite der FuE-Tätigkeit 
stehen die finanziellen und personellen Ressourcen im 
Mittelpunkt. Um das Engagement eines Landes im Be- 
reich FuE darzustellen, wird im internationalen Ver- 
gleich häufig nicht die absolute Summe der FuE -Aus- 
gaben herangezogen, sondern eine Beziehung zum 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) hergestellt. Ein solcher 
Vergleich zeigt, daß die Bimdesrepublik Deutschland 
mit einem Anteil der im Inland durchgeführten FuE 
von 2,7 V. H. des BIP mit den USA (2,8 v. H.) und Japan 
(ebenfalls 2,8 v. H., nach neuesten Schätzungen) welt- 
weit mit an der Spitze steht. Allerdings ist die unter- 
schiedliche Dynamik in den FuE- Aufwendungen die- 
ser drei Länder zu berücksichtigen: Japan hat seine 
FuE- Aufwendungen zwischen 1971 und 1985 - jedoch 
von einer niedrigeren Basis ausgehend - versechs- 
facht, die Bundesrepublik Deutschland und die USA 
haben ihre Aufwendungen jeweils etwa vervierfacht. 
Inzwischen wendete Japan rund zweimal soviel für 
Forschung und Entwicklung auf wie die Bundesrepu- 
blik Deutschland (Bundesbericht Forschung 1988, 
S. 107). 

Im Vergleich zu den Aufwandsindikatoren ist die 
Datenlage bei den Ergebnisindikatoren sehr viel weni- 
ger entwickelt. Dies liegt u. a. auch daran, daß hierbei 
auch schwierige qualitative Vergleiche erforderlich 
sind. Bei der Bewertung der Leistungsseite von FuE 
werden in Ergänzung zu dem vorherrschenden Ver- 


fahren der Beurteilimg durch peer reviews (Beurtei- 
lung durch anerkannte Wissenschaftler des jeweils 
gleichen Faches) zunehmend auch quantifizierende 
Verfahren zur Bewertung der Leistungsfähigkeit und 
zum Erkennen von Problemfeldem in Technik und 
Wissenschaft genutzt. 

Allerdings besteht hinsichtlich Aufbereitung und Inter- 
pretation der erhobenen oder gesammelten Daten 
noch Nachholbedarf in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere bei Indikatoren, die den For- 
schungs-Output mit Hilfe von Publikationen und Zita- 
tionen messen. Auf dem Gebiet der bibliometrischen 
Indikatoren wurden in den vergangenen Jahren Stu- 
dien vorgestellt, deren Ergebnisse zum Teil kontro- 
verse Diskussionen auslösten. Rein quantitativ erfaßte 
Indikatoren müssen deshalb durch Einbeziehung 
qualitativer Überlegungen abgerundet werden, um die 
Aussagefähigkeit zu erhöhen. Ganz allgemein sollte 
sich ein internationaler Vergleich auf mehrere Indika- 
toren stützen, die den Untersuchungsbereich von ver- 
schiedenen Seiten zu betrachten erlauben und die sich 
daher in ihrer Aussagefähigkeit ergänzen. Auch sind 
längere Zeitreihen wünschenswert, um relative Verän- 
derungen erfassen zu können. Dies gilt auch für die 
Interpretation bekannter Outputindikatoren, wie 
Patentzahlen oder der Auslandslizenzbilanz. 

Bei der Bewertung des wissenschaftlich-technischen 
Leistungsstandes auf der Ergebnisseite sollte man zwei 
Fragenkreise unterscheiden (Bundesbericht Forschung 
1988,8.47): 

— den Leistungsstand der wissenschaftlichen For- 
schung, 

— die technologische Wettbewerbsfähigkeit, bei der - 
weil es hier auf die Umsetzung wissenschaftlicher 
Ergebnisse ankommt - z. B. auch die allgemeinen 
Rahmenbedingungen für Innovation, Investitions- 
klima und Ausbildungsstand etc. zur Wirkung kom- 
men und für deren Beurteilung daher nicht zuletzt 
ökonomische Indikatoren heranzuziehen sind. 

Trotz mancher Einschränkung hinsichtlich des Aus- 
sagewertes der vorliegenden Informationen über die 
Ergebnisseite der Forschung läßt sich feststellen: 

Die Bundesrepublik Deutschland zählt auch bei den 
Ergebnissen der Forschung mit zur Spitzengruppe. 
Nimmt man etwa die Zahl natur- und ingenieurwissen- 
schaftlicher Publikationen in den OECD-Ländem, so 
liegt sie mit 7,*3 v. H. der Gesamtzahl aller Publikatio- 
nen an vierter Stelle hinter den USA, Japan, Großbri- 
tannien und vor Frankreich. Japan hat inzwischen den 
zweiten Rang erreicht, nachdem es 1975 noch an fünf- 
ter Stelle lag. Die Hauptgebiete des japanischen 
Wachstums waren Ingenieurwissenschaften, klinische 
Medizin, Biomedizin, Chemie und Physik. 

Nur die japanischen und die deutschen Publikationen 
haben im Zeitraum zwischen 1975 und 1987 ihren An- 
teil erhöht. Bezogen auf die Zahl der Wissenschaftler 
liegt aber die Zahl der Publikationen in der Bundesre- 
publik Deutschland noch immer höher. Betrachtet man 
neben der Zahl der Publikationen auch das Ausmaß, in 
dem diese von anderen Wissenschaftlern beachtet und 
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zitiert werden, dann ergeben sich aus der Statistik 
Hinweise auf eine seit einigen Jahren steigende 
Bedeutung der deutschen Forschung. 

Allerdings verteilen sich die Pubhkationsaktivitäten 
der deutschen Wissenschaftler gleichmäßiger auf die 
verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen als die 
japanischen Publikationen, die sich besonders auf be- 
stimmte Bereiche der neuen Schlüsseltechnologien 
konzentrieren. Das hat zur Folge, daß in diesen Berei- 
chen der relative Anteü der Bundesrepublik Deutsch- 
land und einiger anderer europäischer Länder sta- 
gniert oder zurückgeht. Dies betrifft insbesondere 
eilüge für die Biotechnologie, die Mikroelektronik und 
Informationstechnik sowie die Materialwissenschaften 
wichtige Wissenschaftsfelder. 

Die klassischen naturwissenschaftlichen Bereiche sind 
dagegen nach wie vor Schwerpunkte der Wissenschaft 
in unserem Land (siehe auch die Antworten zu Fragen 
2 bis 5). 

In den Gebieten, in denen traditionelle Disziphngren- 
zen und Hochschulstrukturen zunehmend überwun- 
den werden, besteht jedoch Nachholbedarf. Dies güt 
z- B. für die Integration molekularbiologischer Arbeits- 
methoden in die experimentelle medizinische For- 
schung, für die gemeinsame Ausrichtung verschiede- 
ner Disziplinen auf die Erforschung komplexer Um- 
welt- oder lebenswissenschaftlicher Phänomene (z. B. 
in der Neurobiologie), für den Brückenschlag zwischen 
Mathematik und Informatik oder für die interdiszipli- 
näre Erforschung der Dynamik komplexer Systeme. 

Die Kombination von wissenschaftlicher Tradition und 
breiter technologischer Basis in der Bundesrepublik 
Deutschland bietet ingesamt aber gute Voraussetzun- 
gen für die weitere Entwicklung von Wissenschaft und 
Forschung und damit auch für die internationale wis- 
senschaftliche Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. 
Diese Mischung des deutschen Qualifikationsprofüs 
zwischen Ingenieurprofü \md Wissenschaftsprofü wird 
auch in Untersuchungen der amerikanischen National 
Science Foundation immer wieder hervorgehoben. 
Allerdings bestätigen diese Daten ebenfalls einen noch 
bestehenden Nachholbedarf bei der Büdung von 
Schwerpunkten auf neuen Gebieten \md in der Koope- 
ration von Wissenschaft und Wirtschaft. 

Wie im Bundesbericht Forschung 1988, S. 51 bis 55 
dargestellt, ist die internationale wirtschaftliche Wett- 
bewerbsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
nach wie vor gut. Erfolge im Export belegen dies. Nach 
einem Jahrzehnt rückläufiger Welthandelsanteüe hat 
die Bundesrepublik Deutschland 1986 mit über 11 v. H. 
wieder jene Position erreicht, die sie zuletzt 1973 inne- 
hatte. 

Neben günstigen allgemeinen, insbesondere wirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen ist für diesen Erfolg 
auch die technologische Leistungsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft, also ihr Konkurrenzvorsprung bei 
forschungs- und know-how-intensiven Produkten, aus- 
schlaggebend. Ihr Anteil an den Exporten der Bundes- 
republik Deutschland beträgt ca. 54 v. H., wobei jedoch 
nur etwa 11 v. H. einem eng definierten Hochtechnolo- 


giebereich und 43 V. H. den sogenannten gehobenen 
Technologien zuzuordnen sind^). 

Die besondere Stärke der deutschen Industrie liegt 
insbesondere in der Breite ihrer Angebotspalette auf 
dem Weltmarkt, die von kaum einem anderen Land er- 
reicht wird, und nicht so sehr in einer Konzentration 
auf einzelne Spitzentechnologien. 1986 exportierten 
deutsche Unternehmen mehr als viermal soviel Waren 
gehobener Technologien, die in besonderem Maße die 
Integration von perfekt beherrschter traditioneller und 
von neu entwickelter Hochtechnologie erfordern, in 
die USA wie von dort in die Bundesrepublik Deutsch- 
land importiert wurden. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist danüt kein Land, das ausschließlich auf „High- 
tech" setzt, sondern auf „Combi-tech" oder „System- 
tech". Auch im europäischen Vergleich ist die Position 
der Bundesrepublik Deutschland außerordentlich 
stark, was insbesondere hinsichtlich der Verwirk- 
lichung des europäischen Binnenmarktes 1992 eine 
gute Ausgangsposition für die deutsche Industrie 
bedeutet. Eine Analyse der seit 1975 in den USA erteil- 
ten Patente bestätigt dies. 

Andererseits ist das besondere Profü der deutschen 
technologischen Wettbewerbsfähigkeit nicht ohne Pro- 
bleme: 

— Die zunehmende Bedeutung des asiatisch-pazifi- 
schen Raumes für den Welthandel, gestützt auf die 
überdurchschiüttliche Dynamik und Innovationsge- 
schwindigkeit auf diesen Märkten, die dortige Be- 
völkerungsentwicklimg, den schnell steigenden 
Lebensstandard sowie gute Ausbüdimg und hohen 
Leistungswillen, darf nicht vernachlässigt werden. 
Die breite Differenzierung des deutschen Angebots 
an gehobenen und Spitzentechnologien muß ein- 
hergehen mit dem Willen, neue regionale Märkte 
zu erschließen. 

— Die Anstrengungen in Forschung und Entwicklung 
sowie bei der Ausbüdimg von qualifiziertem, wis- 
senschaftlichen und technischen Personal dürfen 
lücht nachlassen, wenn auch künftig die Wettbe- 
werbsposition der Bundesrepublik Deutschland ins- 
besondere gegenüber Japan, aber auch den indu- 
striell zunehmend stärker werdenden Schwellen- 
ländem Asiens gehalten werden soll. Wie u. a. die 
oben erwähnte Untersuchung der US-Patente zeigt, 
entstehen gerade in Japan gegenwärtig vermehrt 
originäre Ansätze in Wissenschaft und technologi- 
scher Entwicklung. Die Phase der Nachahmung 
und Perfektionierung ausländischer Technologien 
ist dort vorüber, insbesondere im Bereich der 
modernen Schlüsseltechnologien. 

Andererseits bieten gerade wachsende Weltmärkte die 
Chance, unseren Wohlstand zu erhalten. Neue Wettbe- 
werber sind aufgrund wachsender Kaufkraft auch 
zugleich potentieller Abnehmer. Beim Hinzutreten 


Als Hochtechnologien sind hierbei solche Güter definiert, 
bei denen der Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
mehr als 8 v. H. des Umsatzes beträgt; gehobene Techno- 
logien sind solche, bei denen dieser Aufwand über dem 
Durchschnitt des produzierenden Gewerbes, derzeit etwa 
3 V. H., liegt. 
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neuer Wettbewerber muß es noch kein Alarmzeichen 
sein, wenn der deutsche Anteil am Weltmarkt sinkt. 
Wichtig ist, daß die Exporte absolut nicht zurückgehen, 
sondern weiter ansteigen, und die sogenannten terms 
of trade sich nicht verschlechtern. Voraussetzung dafür 
sind neben einem freien Welthandel nicht nachlas- 
sende Anstrengungen bei Forschung, Entwicklung 
und Ausbildung sowie ein hohes Maß an Innovations- 
bereitschaft, -kraft und -phantasie in den Unter- 
nehmen. 

Die Voraussetzungen dafür sind günstig und wurden 
in den letzten Jahren weiter gefestigt. Die Bundes- 
regierung stellt hierzu im Bundesbericht Forschung 
1988, S. 55, fest: 

— Die Bundesrepublik Deutschland gehört mit zu den 
Ländern, die schon immer in reichem Maß „Ausbil- 
dungskapital" akkumuliert haben und den Anteil 
der höher qualifizierten Erwerbspersonen auch 
noch haben steigern können: auf 38 v. H. im Jahr 
1985 gegenüber 35 v. H. im Jahr 1975. 

— Der Umsatzanteü der deutschen Unternehmen, der 
mit Produkten in der Markteinführungs- und 
Wachstumsphase erwirtschaftet wird, hat sich seit 
1982 deutlich vergrößert. Machte er 1982 noch 
knapp 30 v. H. aus, so betrug er im Jahr 1985 über 
38 V. H. des gesamten Umsatzes. In 51 v. H. der 
Industriebetriebe sind - gewichtet mit den Beschäf- 
tigten - die Umsätze mit innovativen Produkten 
(Markteinführungsphase) 1985 höher gewesen als 
die mit auslaufenden Produkten (Schrumpfungs- 
phase) (Quelle: IFO-Innovationstest). 

Mit Selbstvertrauen, das sich auf einen hervorragen- 
den Stand technischer und wissenschaftlicher Wettbe- 
werbsfähigkeit gründet, aber auch mit Wachsamkeit 
und der Bereitschaft, mögliche Gefährdungen ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit frühzeitig zu erkennen und 
ernst zu nehmen, muß sich die Bundesrepublik 
Deutschland auch weiterhin dem internationalen Wett- 
bewerb um innovative und eigenständige Beiträge im 
wissenschaftlichen und technischen Wandel stellen. 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der 
Grundlagenforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Investitionen sind seit 
1982 durch die Bundesregierung im Rahmen der 
Grundlagenforschung unterstützt worden? 

3. Welchen Anteil haben die Ausgaben für Grundla- 
genforschung an den gesamten deutschen For- 
schungsausgaben (dargestellt für die Jahre 1980 
bis 1986), und welchen Beitrag leisten zur For- 
schimgsfinanzierung die Stiftungen oder Spenden 
aus sonstigen Quellen? 

4. In welchem Umfange wird die Grundlagenfor- 
schung in den USA über Stiftungen finanziert, und 
welche Folgerungen lassen sich hieraus für die 
Bundesrepublik Deutschland ziehen? 

5. Welche Instrumente stehen zur Verfügung, um 
auch im Bereich der Grundlagenforschung indi- 
rekte Forschungsförderungsmaßnahmen zu ver- 
stärken? 

Grundlagenforschimg genießt in der Bundesrepublik 
Deutschland traditionell als wichtiger Teil unserer Kul- 


tur hohes Ansehen. Ihre Bedeutung ist unumstritten, so 
daß auch bei angespannter Situation der öffentlichen 
Haushalte ihre Finanzierung in einigen Bereichen auf 
hohem Niveau gehalten, in anderen Bereichen noch 
gesteigert werden konnte. Das System ihrer Förderung 
hat sich in seiner Vielfalt bewährt und folgt in hohem 
Maße dem Grundsatz der Selbststeuerung der Wissen- 
schaft. Historisch gewachsene Basis der Grundlagen- 
forschung sind die Hochschulen, in diesem Jahrhun- 
dert vor allem auf dem Gebiet der Naturwissenschaf- 
ten zunehmend ergänzt durch die Institute der Max- 
Planck-Gesellschaft und später durch die Großfor- 
schungseinrichtungen. Die Arbeitsteüung, die sich 
zwischen den verschiedenen Organisationen der For- 
schungsförderung herausgebüdet hat, erlaubt es, 
unterschiedliche Verfahren und Konzepte zu entwik- 
keln, die sich gegenseitig ergänzen und die der Vielfalt 
der Forschung und ihrer Aufgaben Rechnung tragen. 

Den Leistungsstand abzuschätzen, ist besonders in der 
Grundlagenforschung nicht einfach, da eindeutige Kri- 
terien kaum zu definieren sind und eine Bewertung 
längere Zeiträume berücksichtigen muß. Ein guter 
Maßstab ist die internationale Anerkennung der For- 
schungsleistungen und der Forscher. Der rege Aus- 
tausch von Wissenschaftlern mit einer Vielzahl von 
Ländern in Europa und Übersee ist ein sichtbares Zei- 
chen für die große Wertschätzung und das hohe Ni- 
veau der Grundlagenforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Wie schon in der Antwort zu Frage 1 und im übrigen im 
Bundesbericht Forschung 1988, S. 50 f., näher erläutert, 
wird dieses positive Erscheinungsbild auch durch die 
Zahl der Publikationen deutscher Wissenschaftler un- 
terstrichen. Besonders auf den klassischen naturwis- 
senschaftlichen Gebieten ist die Bundesrepublik 
Deutschland führend. Sie ist innerhalb der OECD das 
einzige große Land, in dem Chemie und Physik im Jahr 
1984 einen größeren Anteü an den Publikationen hat- 
ten als zehn Jahre zuvor. Im Bereich der Hochenergie- 
und Kernphysik wird eine solche überdurchschnitt- 
liche Publikationsaktivität nur durch die Schweiz er- 
reicht. 

Gerade wegen dieser guten Voraussetzungen und der 
internationalen Anerkennung der Grundlagenfor- 
schung in der Bundesrepubtik Deutschland güt es aber 
auch verstärkt, neue Chancen aufzugreifen, die sich in 
den vergangenen Jahren herauskristallisiert haben. 
Diese hegen einerseits in neueren Entwicklungen, wie 
z.B. dem Studium nicht-hnearer Phänomene in der 
Mathematik mit Anwendungen in der Physik und der 
Biologie, andererseits in der zunehmenden Intensivie- 
rung der Wechselwirkung von Grundlagenforschung 
und anwendungsorientierter Forschung in vielen Be- 
reichen, z. B. von Biowissenschaften und Biotechnolo- 
gie, von Festkörperforschung und der Materialfor- 
schung und neuerdings den Supraleitern, Hier gibt es 
noch einen gewissen Nachholbedarf gegenüber den 
USA und Japan. 

Um Rahmenbedingungen für die Annahme dieser wis- 
senschafthchen Herausforderungen zu schaffen, hat 
der BMFT u. a. 
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— den Aufbau von Genzentren in Köln, Heidelberg 
und München sowie Schwerpunktzentren der bio- 
technologischen Forschung in Berhn, Braun- 
schweig, Göttingen, Hannover, Hamburg und Stutt- 
gart unterstützt; 

— in Verbundvorhaben, z.B. der Materialforschung 
oder der Informationstechnik, die enge Zusammen- 
arbeit zwischen angewandter Forschung der poten- 
tiellen Nutzer und Grundlagenforschung in der 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und den Hoch- 
schulen gewährleistet; 

— darauf hingewirkt, daß Großgeräte der Grundla- 
genforschung, insbesondere der Speicherring 
DORIS für das Hamburger Synchrotronstrahlungs- 
labor HASYLAB, auch für anwendungsorientierte 
Forschung zur Verfügung stehen und spezifische 
Großgeräte für die anwendungsorientierte For- 
schung aufgebaut wurden, wie z.B. BESSY in 
Berhn; 

— die Großforschungseinrichtungen ermutigt, in Koo- 
peration mit der Wirtschaft solche Fragestellungen 
aufzugreifen, bei denen Grundlagen- und anwen- 
dungsorientierte Forschung miteinander ver- 
schmelzen (siehe insbesondere auch die Antwort zu 
Frage 15). 

Auch in den nächsten Jahren wird es eine Aufgabe 
bleiben, auf Zeit angelegte, programmorientierte 
Grundlagenforschung noch intensiver und effizienter 
mit der freien, grundfinanzierten Forschung zu verzah- 
nen. Nur so können verstärkt Anstoß- und Synergie- 
effekte für beides wirksam werden. 


Im internationalen Vergleich hegt die Förderung der 
Grundlagenforschung in der Bimdesrepublik Deutsch- 
land, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, weltweit an 
der Spitze. Dies güt auch für den Anteil der Grund- 
lagenforschung an den Forschimgsaufwendungen ins- 
gesamt. Gemäß den in zweijährigem Rhythmus durch- 
geführten OECD- Erhebungen lag er ~ bezogen auf die 
laufenden FuE-Ausgaben ~ 1981 bei 20,8 v.H., 1983 
bei 19,8 v. H., 1985 (geschätzt) bei 18,4 v. H. 

Die leichte Reduzienmg des Anteüs der Grundlagen- 
forschung an den gesamten FuE-Ausgaben ergibt sich 
durch das im Verhältnis zu den übrigen Sektoren sehr 
starke Anwachsen der industrieUen FuE-Aufwendun- 
gen in diesem Zeitraum, die nur einen geringen Anteü 
Grundlagenforschung enthalten. 

Im BMPT-Haushalt hegt der Anteil der Grundlagenfor- 
schung 1988 bei 38 v.H., nachdem er zu Beginn der 
80er Jahre noch zwischen 28 v.H. und 29 v.H. lag. 
Bezogen auf die Ausgaben des Bundes - ahe Ressorts - 
für FuE stieg der Anteil der Grundlagenforschung von 
24,6 V. H. im Jahr 1981 auf 27,5 v, H. im Jahr 1986. 

In den letzten Jahren standen dabei die Entscheidun- 
gen zur Finanzierung einer neuen Generation von 
Großgeräten im Vordergrund, die neue Forschungs- 
perspektiven für die deutsche Grundlagenforschung 
im nationalen wie im internationalen Rahmen eröffnen. 

Einschheßhch der neu beschlossenen haben diese Pro- 
jekte für den Bund, wie die nachstehende TabeUe 
zeigt, einen Umfang von rund 5 Mrd. DM. 


Projekt 

Bauzeit 

Gesamt- 
kosten 
(Mio. DM) 

Bundesanteü 

(BMFT) 

(in V. H.) 

Forschungsschiff METEOR 

1984 

bis 

1986 

99,0 

100,0 

Fusionsexperiment ASDEX-upgrade, IPP München 

1988 

bis 

1997 

162,0 

54,3 

Kontinentales Tiefbohrprogramm, KTB 

1981 

bis 

1999 

449,5 

100,0 

Hadron-Elektron-Ring- Anlage HERA, DESY Hamburg 

1984 

bis 

1990 

1 366,7 

64,0 

Elektron-Positron- Speicherring LEP, CERN Genf 

1983 

bis 

1991 

3450,6 

24,7 

Europäische Synchrotronstrahlungsquelle ESRF, Grenoble 

1988 

bis 

1998 

1 297,0 

26,5 

Schwer-Ionen- Synchrotron SIS/ESR, GSI Darmstadt 

1984 

bis 

1990 

275,2 

96,4 

Cooler Synchrotron COSY, KFA Jühch 

1988 

bis 

1992 

106,3 

95,9 

Forschungsreaktor BER II HMI, Berlin 

1981 

bis 

1989 

121,6 

90,0 

Röntgensatellit ROSAT 

1980 

bis 

1990 

521,0 

53,4 

Röntgenastronomiesatellit EXOSAT, ESA 

1974 

bis 

1990 

205,8 

65,9 

Astronomischer Satellit HIPPARCOS, ESA 

1980 

bis 

1990 

343,9 

59,4 

Weltraumteleskop, ESA (HUBBLESPACE TELESCOPE) 

1977 

bis 

1999 

229,1 

61,6 

Infrarot-Satelliten-Observatorium ISO, ESA 

1986 

bis 

1995 

387,2 

51,2 

Europäischer Erderkundungssatellit ERS 1 

1979 

bis 

1991 

723,0 

58,0 

Kometensonde GIOTTO, ESA 

1982 

bis 

1987 

300,0 

24,0 

Weltraumsonde ULYSSES, ESA 

1981 

bis 

1992 

342,0 

24,0 

Very Large Telescope VLT, ESO 

1989 

bis 

1998 

519,8 

26,7 

Geplant 

Forschungsreaktor München 

FRM, Prototyp neuartiger Kern 

Europäischer Erderkundungssatelht 

ERS 2 (geplant) 

1988 bis 1993 

1988 bis 1995 

360,0 

326,3 

38,9 

deutscher Anteil 
noch nicht 
festgelegt 
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Neben der Förderung innerhalb der Öffentlichen Haus- 
halte wird die Grundlagenforschung auch im Rahmen 
der Forschungsfinanzierung durch Stiftungen und 
Spenden aus sonstigen Quellen unterstützt. Daten über 
Stiftungen und Spenden werden von der SV- Wissen- 
schaftsstatistik GmbH im Stifterverband für die Deut- 
sche Wissenschaft regelmäßig im Wirtschaftssektor 
erhoben; die der Wissenschaft zugeflossenen Spenden 
und Stiftimgsmittel betrugen danach (in Mio. DM) 

1981 1983 1985 

398 429 434 

(Angaben für 1987 stehen noch nicht zur Verfügung.) 

Diese Mittel kommen überwiegend der Grundlagen- 
forschung zugute. 

Die Angaben über Stiftungsmittel und Spenden in der 
Bundesrepublik Deutschland lassen sich jedoch kaum 
mit solchen aus den USA vergleichen. Insbesondere in 
welchem Umfange Stiftimgen in den USA die Grundla- 
genforschung finanzieren, ist nicht ohne weiteres fest- 
stellbar. 

In den USA wurden 1986 insgesamt 12 v. H. aller FuE- 
Mittel, das sind 14,5 Mrd. $, für Grundlagenforschung 
ausgegeben. 12,2 Mrd. $ waren Bundes- und Industrie- 
mittel. 2,22 Mrd. $ entfielen auf Mittel der Einzelstaa- 
ten, der Kommunen und der „non profit organisations" , 
zu denen auch die meisten Stiftungen zählen. Von 
diesen gut 2 Mrd. $ haben außeruniversitäre „non 
profit organisations“ 685 Mio. $ für die Grundlagenfor- 
schung ausgegeben. 

Angesichts der andersartigen, historisch gewachsenen 
Rolle der amerikanischen Stiftungen als Träger bzw. 
Promotoren von Universitäten und Forschungseinrich- 
tungen können auch kaum unmittelbare Folgerungen 
für die Bundesrepublik Deutschland gezogen werden. 
Allerdings sind die Regelungen über die steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Stiftungszuwendüngen in den 
USA weitaus großzügiger. 

Eine erfreulich große Zahl von Wissenschaftspreisen 
mit z. T. hoher finanzieller Ausstattung sowie das von 
Bund und Ländern finanzierte Gottfried-Wilhelm-Leib- 
niz- Programm der DFG stellen eine sehr unbürokrati- 
sche und indirekte, weü nicht projektbezogene Förde- 
rung der Grundlagenforschung dar (siehe hierzu auch 
die Antwort auf Frage 7). 


6. Welche Maßnahmen wurden in die Wege geleitet, 
um eine Entbürokratisierung der Forschimg in 
Großforschungseinrichtungen zu erreichen? 

Mit dem Ziel der Steigerung der Rexibilität sowie der 
Erhöhung der Eigeninitiative und Selbstverantwortung 
der Forschungseinrichtungen hat die Bundesregierung 
mit Unterstützung des Deutschen Bundestages seit 
1982 eine Reihe von Maßnahmen zum Abbau unnöti- 


ger Bürokratie in die Wege geleitet. Die Bundesregie- 
rung hat hierüber berichtet 

— am 11. Juli 1983 an den FT- und den Haushaltsaus- 
schuß (Stellungnahme der Bundesregierung zur 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für For- 
schung und Technologie des Deutschen Bundes- 
tages), 

— am 16. Aprü 1984 an den Deutschen Bundestag 
(„Status und Perspektiven der Großforschungsein- 
richtungen", Bericht der Bundesregierung zur 
zukünftigen Entwicklung der Großforschungsein- 
richtungen, Drucksache 10/1327), 

— am 20. Juli 1984 an den Deutschen Bundestag 
(Ergänzende Stellungnahme zum Bericht der Bun- 
desregierung zur zukünftigen Entwicklung der 
Großforschungseinrichtungen, Drucksache 10/ 
1771), 

— am 10. Oktober 1986 an den FT- und Haushaltsaus- 
schuß (Bericht über die Prüfung flexibler Rahmen- 
bedingungen im Forschungsbereich, Vorlage BMF 
Nr. 139/86, Bericht an den Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages 1739) und 

— am 22. Oktober 1986 an den Deutschen Bundestag 
(Bericht über die Umsetzung des Berichts der Bun- 
desregierung über „Status und Perspektiven der 
Großforschungseinrichtungen", Drucksache 10/ 
6225). 

Im einzelnen konnten folgende Fortschritte erzielt 

werden: 

— Größere Freizügigkeit in der Stellenplanbewirt- 
schaftung im Rahmen eines fünfjährigen Modell- 
versuchs bei GFE (aber auch bei der MPG), der den 
Forschungseinrichtungen in bestimmten Grenzen 
finanzneutrale Abweichungen vom Stellenplan er- 
möglicht. 

— Erleichterungen bei der Einstellung von drittmittel- 
finanziertem Personal durch Abschaffung der Ober- 
grenze für die Einstellung von Personal mit befriste- 
ten Arbeitsverträgen. 

— Schaffung von mobilitätsfördernden Leerstellen für 
Mitarbeiter von Forschungseinrichtungen, die in 
Unternehmen oder Hochschulen arbeiten. 

— Im Rahmen der Wirtschaftsplanverhandlungen wird 
im Einzelfall geprüft, für welche forschimgsbezoge- 
nen Ausgabenermächtigungen die Übertragbarkeit 
notwendig ist. 

— Anreize (durch Nichtanrechnung auf den Zuwen- 
dungsbedarf) im Rahmen eines Modellversuchs, 
private Spenden stärker einzuwerben. Ein Ergeb- 
nisbericht der betroffenen Einrichtungen wird der- 
zeit ausgewertet. 

— Für den ursprünglich bis zum 31. Dezember 1987 
befristeten Modellversuch „Anreizsystem für die 
Abgabe wissenschaftlicher Geräte " liegt ein positiv 
bewertender Ergebnisbericht der AGF vor, der 
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Grundlage für die unbefristete Fortsetzung der 
erprobten Regelung sein soll. Zur Zeit läuft die 
Abstimmung hierzu zwischen BMIT, BMF und 
BRH; der Modellversuch wurde zunächst bis 
31. Dezember 1988 verlängert. 

— Bauverfahren: Vereinfachung durch Verzicht auf 
zwingende Beteiligung der staatlichen Bauverwal- 
tung bei Baumaßnahmen der GFE und der Fraun- 
hofer-Gesellschaft (FhG) bis zu 1 Mio. DM. 

— Ausgabereste verfahren: zeitliche Straffung der Ver- 
fahren bei der Freigabe von Ausgaberesten für 
GFE. 

— Schutzrechtsfragen: die Handhabung von Schutz- 
rechten (Patente, Lizenzen) durch die GFE selbst 
und ohne Mitwirkung des BMFT stärkt die Verant- 
wortung der Einrichtungen. Das zunächst im Rah- 
men eines Modellversuchs erprobte Verfahren güt 
ab 1988 als Dauerregelung. 


7. Welche Ergebnisse hat die Bundesregierung mit 
dem Sonderprogramm Spitzenforschung erreicht? 


Die Initiative der Bundesregierung, Forschem, die 
durch hervorragende Arbeiten ausgewiesen sind, 
durch eine gezielte Fördermaßnahme besonders gün- 
stige finanzielle Rahmenbedingungen für ihre wissen- 
schaftlichen Arbeiten zu schaffen und sie dadurch 
zugleich öffentlich auszuzeichnen, hat zu einem 
gemeinsamen Förderprogramm von Bund und Län- 
dern geführt. Hierdurch wird es der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft (DFG) ermöglicht, an jährlich 
etwa zehn Wissenschaftler oder Forschergmppen 
einen Förderpreis zu vergeben. Das Gottfried-Wü- 
helm- Leib niz -Programm wird zu 75 v. H. vom Bund 
- hier wiedemm je zur Hälfte vom BMFT und BMBW - 
und zu 25 V. H. von den Ländern finanziert. 

Die ausgezeichneten Wissenschaftler erhalten eine 
Förderzusage der DFG von bis zu 3 Mio. DM, verteilt 
nach Bedarf des Wissenschaftlers auf fünf Jahre. Die 
Mittel sind für alle Forschungszwecke flexibel und 
weitestgehend ohne administrativen Aufwand einsetz- 
bar. Die Förderpreise sind Ende 1987 zum drittenmal 
verliehen worden. 

Für die ersten im Leibniz-Programm besonders geför- 
derten Wissenschaftler wird die fünfjährige Förder- 
periode im Jahr 1990 enden. Für eine umfassende 
Bewertung der Fördermaßnahme ist es daher noch zu 
früh. 

Einige wesenüiche Aussagen lassen sich bereits jetzt 
machen: Es handelt sich um eine Maßnahme mit 
Signalwirkung. Die Förderung hat in der Wissenschaft 
rasch große und positive Resonanz gefunden. Die DFG 
hatte bisher unter jeweils rd. 150 Vorschlägen auszu- 
wählen. Dem mit Wissenschaftlern besetzten Nominie- 
rungsausschuß ist es bei den bisherigen drei Verlei- 
hungen gelungen, seine Auswahl so überzeugend zu 
treffen, daß sie allgemein akzeptiert worden ist; Kritik 
am Auswahlergebnis ist bisher nicht bekanntgewor- 
den. 


Der Wissenschaftsrat hat die neue flexible Form der 
Förderung als richtungsweisend anerkannt. Anfragen 
aus dem Ausland lassen darauf schließen, daß sie auch 
dort als beispielhaft angesehen wird. 

In jüngster Zeit sind weitere ähnliche Initiativen ergrif- 
fen worden, die vermutiich durch das Leibniz-Pro- 
gramm angeregt worden sind: Die Alfried Krupp von 
Bohlen und Halb ach- Stiftung vergibt einen „Alfried- 
Krupp- Förderpreis für junge Hochschullehrer" mit ver- 
gleichbaren Förderzielen und Auswahlverfahren. Für 
den hochqualifizierten Nachwuchs hat die DFG kürz- 
lich ein Gerhard-Hess-Programm aufgelegt, das zu- 
nächst der Stifterverband für die Deutsche Wissen- 
schaft finanziert. Die Bundesregierung begrüßt derar- 
tige Programme. 

Das Leibniz-Programm hat- unsere Forschungsförde- 
rung strukturell verbessert, neue Perspektiven für eine 
leistungsorientierte und unbürokratische Förderung 
eröffnet sowie insgesamt den Leistungsgedanken ge- 
stärkt. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung den bisherigen 
Aufbau von Forschungsschwerpunkten und die 
verstärkte Kooperation zwischen Wirtschaft, Wis- 
senschaft und Forschungseinrichtungen? 

12. Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
chancenreiche technologische Entwicklungslinien 
in der Bundesrepublik Deutschland mit staatlicher 
Hilfe in Angriff zu nehmen? 

13. Was wurde von seiten der Bundesregierung getan, 
um die Vorsorgeforschung zu verstärken, insbe- 
sondere in den Bereichen Umweltforschung imd 
-technologie, Gesundheitsforschung und Technik- 
folgenabschätzung? 

24. Wo sieht die Bundesregierung künftig ihre 
Schwerpunkte bei der Forschungsförderung, auf- 
gefächert nach Forschungsgebieten und -instm- 
menten? 


1. Bisheriger Aufbau von Forschungsschwerpunkten 
und weitere Perspektiven 

Den in der Vorbemerkung bzw. im Bundesbericht 
Forschung 1988 dargestellten Leitlinien und Ziel- 
setzungen entsprechend hat sich die Förderung von 
Forschung und Technologie durch die Bundesregie- 
rung in den vergangenen Jahren wie folgt auf 
einzelne Forschungsschwerpunkte konzentriert 
(siehe hierzu auch Bundesbericht Forschung 1988, 
S. 358 ff.): 

a) Verstärkte Förderung der Grundlagenforschung, 
wie im einzelnen in der Antwort auf Fragen 2 bis 
5 dargestellt. Die Bundesregierung wird ihre An- 
strengungen zur Förderung der Grundlagenfor- 
schung auf dem erreichten hohen Niveau fort- 
setzen. 

b) Ausbau bei der Vorsorgeforschung 

In diesem Bereich galt es während der vergange- 
nen Jahre, in erster Linie wissenschaftliche Ka- 
pazitäten der universitären und außeruniversi- 
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tären Forschung zur Bearbeitung wichtiger und 
komplexer Fragen, z. B. bei der Waldschadens- 
forschung, zusammenzubringen. Nur so besteht 
Aussicht, die komplexen Vorgänge in der Um- 
welt und beim Klima besser verstehen zu kön- 
nen, u. a. als Voraussetzung für verantwortungs- 
volle gesetzgeberische Initiativen. Auch im Be- 
reich der Gesundheitsforschung zeigt sich immer 
mehr die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Wissenschaftsdiszi- 
plinen. 

Aus dem Haushalt des BMFT fließen daher 1988 
rd. 978 Mio. DM (Soll) in diesen Bereich, der die 
Schwerpunkte Ökologische Forschung, umwelt- 
schonende und Umweltschutztechnologien, 
Wasserforschung, Klimaforschung, Sicherheits- 
forschung und -technik, FuE im Dienste der Ge- 
sundheit, Forschung zur Thematik Technik und 
Arbeit, Bauforschung und Technikfolgenab- 
schätzung umfaßt. Insgesamt steigerte die Bun- 
desregierung den Mitteleinsatz für die Vorsorge- 
forschung von rd. 1,45 Mrd. DM im Jahr 1982 auf 
rd. 1,93 Mrd. DM (Regierungsentwurf^)) im Jahr 
1988. Hierin sind sowohl diejenigen Mittel ent- 
halten, die im Rahmen der Projektförderung zur 
Verfügung gestellt wurden, wie auch die Mittel 
für die institutionelle Förderung, z. B. des Deut- 
schen Krebsforschungszentrums in Heidelberg, 
aber auch die entsprechenden Anteüe anderer 
Großforschungseinrichtungen. 

Für FuE im Bereich der ökologischen Forschung 
erhöhte die Bundesregierung die zur Verfügung 
stehenden Mittel von 175,4 Mio. DM im Jahr 
1982 auf 283,5 Mio. DM im Haushaltsentwurf 
1988. Allein der BMFT-Anteil stieg in diesem 
Zeitraum um rd. 77 v.H. auf 195,0 Mio. DM. Im 
Vordergrund der Forschungsarbeiten stehen 
Fragestellungen aus den Gebieten der Ökosy- 
stemforschung, der Bodenbelastung und des 
Wasserhaushaltes, der Waldschadensforschung, 
der atmosphärischen Schadstoffkreisläufe, der 
Umweltchemikalien sowie der Zusammenhang 
zwischen Umwelteinflüssen und Gesundheit. 

Für die Erforschung und Entwicklung umwelt- 
schonender und umweltschützender Technolo- 
gien stellt die Bundesregierung im Jahr 1988 
196,5 Mio. DM (Regierungsentwurf) zur Verfü- 
gung. Dies sind 45,8 v.H. mehr als 1982. In 
diesem Rahmen steigerte der BMFT seine Mittel 
um 68,4 v.H. auf 153,5 Mio. DM (Soll). Schwer- 
punkte der geförderten FuE- Tätigkeiten sind 
emissionsarme Technologien, Abfall Wirtschaft, 
Luftreinhaltung und die Reinhaltung der Küsten- 
gewässer und der hohen See (siehe auch die 
Antwort zu Frage 26). 

Ebenso wie in den vorgenannten Bereichen hat 
die Bundesregierung die Förderung der Gesund- 


^) Neuere Daten auf der Ebene der Förderbereiche bzw. 
-Schwerpunkte gemäß FuE-Leistungsplansystematik des 
Bundes für den Bund insgesamt werden erst im Herbst 
dieses Jahres vorliegen. 


heitsforschung zügig und auf wesentliche Pro- 
blembereiche konzentriert ausgebaut. Sie erhöh- 
te die dafür im Bundeshaushalt zur Verfügung 
sjehenden Mittel um rd. 116 Mio. DM gegenüber 
1982 auf nunmehr 471,4 Mio. DM (Regierungs- 
entwurf). Dabei wurden insbesondere die im 
BMFT-Haushalt veranschlagten Beträge um rd. 
64 V. H. auf 322,1 Mio. DM (Soll) aufgestockt. 

Das für die Jahre 1988 bis 1991 fortgeschriebene 
Programm Gesundheitsforschung ist auf beson- 
dere Problemkomplexe im Gesundheitswesen 
und die sich daraus ergebenden Förschungsauf- 
gaben ausgerichtet (Bundesbericht Forschung 
1988, S. 145 ff.). Dies sind in erster Linie gesund- 
heithche Belastungen, die sich aus individuellen 
Verhaltensweisen und aus der technisierten Um- 
welt ergeben können, altersspezifische Gesund- 
heitsrisiken, gesundheitspolitisch besonders 
wichtige Krankheitsbereiche, Verbesserungs- 
möglichkeiten durch Technik in der Medizin, 
strukturell bedingte Probleme der klinischen 
Forschung in den Hochschulen und Fragen der 
Leistungsfähigkeit, Qualität und Wirtschaftlich- 
keit des Gesundheitswesens. Dabei beinhaltet 
das Programm die notwendige Flexibilität, um 
auf Änderungen im gesundheitspolitischen Um- 
feld, wie es z.B. das Auftreten von AIDS dar- 
stellt, oder auf neue Denkanstöße reagieren zu 
können (siehe auch die Antwort zu Frage 30). 

Technikfolgenabschätzung (TA) ist eine Quer- 
schnittsauf gäbe par excellence. Chancen und Ri- 
siken moderner Technik sind schärfer in das 
Bewußtsein der Menschen getreten, und die An- 
forderungen an eine verantwortungsbewußte 
Gestaltung des technischen Fortschritts sind er- 
heblich gestiegen. In gleichem Maße haben sich 
die wissenschaftliche Beschäftigung mit den An- 
nahmen, Aufgaben und Zielen der Technikfol- 
genabschätzung wie auch die konkrete Durch- 
führung von Forschungsprojekten erheblich aus- 
geweitet und intensiviert, in der universitären 
Forschung und Lehre ebenso wie vor allem in 
den außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen. 

In den letzten Jahren ist das Netz von TA-Kapa- 
zitäten in wissenschaftlichen Einrichtungen in 
der Bundesrepublik Deutschland erheblich ver- 
breitert und das interdisziphnäre Know-how we- 
sentlich ausgebaut worden. 

Die Arbeiten der Enquete-Komnüssion Technik- 
folgenabschätzung des Deutschen Bundestages 
hat die Bundesregierung mit großer Aufmerk- 
samkeit verfolgt. Sie mißt auch in Kenntnis der 
vorgelegten Ergebnisse der TA nach wie vor 
eine hohe Bedeutung bei (Bundesbericht For- 
schung 1988, S. 196 f.) und trägt dafür Sorge, 

— daß eine breite methodische Grundlage ge- 
legt wird, um TA-orientiertes Wissen erarbei- 
ten zu können, 

— daß dieses Wissen für öffentliche Diskussio- 
nen verfügbar gemacht und 
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Zusammenfassende Bewertung 

Den Bereich der Vorsorgeforschung betrachtet 
die Bundesregierung weiterhin als einen priori- 
tären Schwerpunkt ihrer Forschungsförderung. 
Hier geht es um zentrale Fragestellungen des 
Umgangs mit Forschung und Technologie in der 
modernem Industriegesellschaft und um die 
Aufgabe, Forschung und Technik auch unmittel- 
bar in den Dienst des Menschen zu stellen. Künf- 
tig wird sich daher auch das Augenmerk zuneh- 
mend darauf richten, das im Vorsorgebereich 
erarbeitete Wissen nicht nur defensiv, im Sinne 
des Reagierens auf erkennbar gewordene Pro- 
bleme, zu nutzen, sondern auch offensiv, um 
Problemwissen in vorsorgende bzw. aktive Ge- 
staltung umzusetzen. 


— daß der innerwissenschaftliche und öffent- 
liche Dialog über politisch aktuelle TA-Fra- 
gen in Gang gesetzt wird. 

In gemeinsamer Arbeit von Wissenschaftlern, 
Vertretern der Wirtschaft und der Gewerkschaf- 
ten, von Verbänden, den Kirchen und sozialen 
Einrichtungen wurden so u. a. auf folgenden Pro- 
blem! eldern die anstehenden Fragen stmkturiert 
und wichtige, großenteüs konsensfähige Vor- 
schläge sowohl für Schwerpunktsetzungen in 
der Forschungsförderung wie z. T. auch für regu- 
lative Maßnahmen, etwa zur Risikovorsorge und 
zur Beantwortung ethischer Fragen, erarbeitet: 

— Ein Symposium zum Thema Waldschäden 
führte zur Einberufung eines „Forschungsbei- 
rats Waldschäden/Luftverunreinigung" sowie 
zur Entwicklung eines Forschungsprogramms 
über Waldschäden, für das seit 1983 ca. 
60 Mio. DM für über 100 Forschungsprojekte 
bereitgestellt worden sind. 

— Zur Frage der ethischen und rechtlichen Be- 
wertung der Forschung an menschlichen Em- 
bryonen, der in vitro- Bef mch tun g und des 
Einsatzes von Genomanalyse und Genthera- 
pie hat die von der Bundesregiemng 1984 
eingesetzte interministerielle Arbeitsgmppe 
„In vitro-Fertilisation, Genomanalyse und 
Gentherapie “ ( „ Benda- Kommission " ) Ende 
1985 Vorschläge gemacht. 

— Empfehlungen zur Verbesserung der Qualität 
von Arbeitsplätzen und zur informationstech- 
nischen Büdung wurden vom „Arbeitskreis 
Informationstechnik" erarbeitet, die derzeit 
auf ihre Umsetzungsmöglichkeiten in For- 
schungsprojekte und Modellversuche hin ge- 
prüft werden. 

Seit 1982 fand Technikfolgenabschätzung Ein- 
gang in eine Reihe von Förderprogrammen, z. B. 
Fertigungstechnik, Fachinformation, Biotechno- 
logie, Informations- und Kommunikationstech- 
nik sowie Lasertechnik, Mehr als 40 Projekte zu 
dieser Fragestellung wurden insgesamt bisher 
bezuschußt. Wegen dieser gewollten Einbin- 
dung der Technikfolgenabschätzung in die 
Fachprogramme der Bundesregierung ist eine 
exakte Bezifferung der hierfür aufgewendeten 
Mittel schwierig. Gleiches trifft für die Ausgaben 
der Systemforschungs- und Technikfolgenab- 
schätzungs-Einheiten der Großforschungsein- 
richtungen (GFE) zu. Größenordnungen lassen 
sich aber bestimmen. Zirka 30 Mio. DM jährlich 
werden für die Durchführung spezifischer For- 
schungsprojekte aus dem BMFT-Etat aufgewen- 
det. Die Großforschungseinrichtungen wenden 
jährlich ca. 22,5 Mio. DM auf, hinzukommen 
beträchtliche Mittel aus den Vorsorge- und Wir- 
kungsforschungsprogrammen. Damit betragen 
die Ausgaben des BMFT für Technikfolgenab- 
schätzung jährlich ungefähr 100 Mio. DM. 


Die Auswahl solcher Handlungsfelder, etwa die 
Erhaltung oder Sanierung von Ökosystemen, die 
Entwicklung von Zielvorstellungen und Meß- 
konzepten zusammen mit der Wissenschaft, die 
Organisation der interdisziplinären Zusammen- 
arbeit sind Aufgaben, die in zunehmendem 
Maße auf die Forschungspolitik zukommen wer- 
den. Ansätze dafür finden sich in der Gesund- 
heitsforschung, z. B. mit der Deutschen Herz- 
Kreislauf- Präventionsstudie, und in der Umwelt- 
forschung, z. B. mit der Waldschadensforschung. 
Dieser Ansatz wird in Zukunft die Vorsorgefor- 
schung vermehrt prägen (Bundesbericht For- 
schung 1988, S.34f.). 

c) Stärkung von Forschungsgebieten mit lang- 
fristiger Perspektive 

Aufgabe der Forschungspolitik ist es, auch lang- 
fristige Perspektiven und Optionen für For- 
schung und Technologie zu eröffnen. Hierzu ge- 
hören derzeit in erster Linie die Kemfusionsfor- 
schung, die Meeres- und Polarforschung sowie 
die Weltraumforschung. Gerade diese Bereiche 
sind durch eine vielfältige, vor allem auch inter- 
nationale Kooperation zwischen verschiedenen 
Forschungseinrichtimgen und -disziplinen ge- 
kennzeichnet, die von der Bundesregierung so- 
wohl hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Per- 
spektive wie auch im Hinblick auf ihren völker- 
verbindenden Charakter begrüßt wird. 

Dementsprechend hat die Bundesregierung die 
Förderung von Forschung und Entwicklung in 
diesen Gebieten zwischen 1982 und 1988 um rd. 
68,1 V. H. auf 1 595 Mio. DM ausgebaut. 

Wissenschaftliche Zusammenarbeit in diesen 
Bereichen kann mit dazu beitragen, die weitere 
Integration Europas, aber insgesamt auch der 
westlichen Welt voranzubringen. Mehr Koopera- 
tion in Wissenschaft und Forschung wirkt auch 
protektionistischen Tendenzen entgegen und 
kann dazu beitragen, daß die Vorteüe eines 
freien Know-how-Austauschs vor dem Hinter- 
grund eines zunehmend intensiver werdenden 
Technologiewettbewerbes allen sichtbar blei- 
ben. 
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Die Vorstellung einer weitgehenden europäi- 
schen Eigenständigkeit als forschungspohtische 
Option im Bereich der Weltraumforschung und 
-technologie und der Wille zur europäischen und 
atlantischen Kooperation waren daher auch Leit- 
gedanken der ESA-Ratstagung auf Ministerebe- 
ne in Den Haag im November 1987. ln einem 
breiten Konsens der europäischen Länder wur- 
den dort weitreichende Grundsatzbeschlüsse zur 
Weiterentwicklung der europäischen Weltraum- 
fahrt und zugleich zur Zusammenarbeit nüt den 
USA, Japan und Kanada beim Aufbau einer be- 
mannten internationalen Weltraumstation ge- 
faßt, wobei jedoch die Möglichkeit zu eventuell 
notwendigen Korrekturen offengehalten wurde 
(siehe auch die Antwort zu Frage 27). 

d) Förderung marktorientierter Technologien 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Forschung, Entwicklung und Innovation in einer 
Marktwirtschaft Domäne der Unternehmen sind. 
Staatliche Forschungsförderung orientiert sich 
folglich am Grundsatz der Subsidiarität. Staat- 
liche Forschungsförderung in der Wirtschaft soll 
prinzipiell nur dort einsetzen, wo Forschung und 
Entwicklung aus übergeordneten gesellschaft- 
lichen oder gesamtwirtschaftlichen Gründen 
einer Unterstützung bedürfen. 

Dementsprechend wurde der Anteü der Förde- 
rung marktorientierter Technologien am BMFT- 
Haushalt von rd. 59 v. H. im Jahr 1982 auf rd. 
42 V. H. im vergangenen Jahr zurückgeführt. Die 
direkte Projektförderung an die Wirtschaft in 
diesem Bereich wurde im gleichen Zeitraum von 
rd. 2,7 Mrd. DM auf rd. 1,3 Mrd. DM halbiert. 
Zurückgeführt wurden die Bereiche, in denen 
Forschungsprobleme nicht mehr in besonderem 
Maße im Vordergrund stehen. Dies betrifft vor 
allem die nukleare Energieforschung, aber auch 
die Forschung im Bereich fossüer Energieträger 
und teüweise auf dem Gebiet Transport und Ver- 
kehr. 

Die Bundesregierung hat andererseits ihre För- 
derung auf die Entwicklung zivüer Luftfahrzeu- 
ge, auf branchenübergreifende Schlüsseltechno- 
logien sowie auf ausgewählte Gebiete der Ener- 
gie- imd Verkehrstechnik konzentriert. Wie im 
Bundesbericht Forschung 1988, S. 20, darge- 
stellt, stehen hierbei im Vordergrund 

— die Komplettierung der Airbus -Familie, 

— die Informationstechnik, 

— die Materialforschung, 

— die Biotechnologie mit den Schwerpunkten 
Gentechnik, Molekiüarbiologie und nach- 
wachsende Rohstoffe, 

— ausgewählte physikalische Technologien 
(u. a. Laser-, Dünnschichttechnik und Hoch- 
temperatursupraleitung) mit hohen Synergie- 
effekten für die bereits genannten Bereiche 
sowie 


— regenerative Energietechnologien und 

— die Entwicklung der Magnetschnellbahn 
Transrapid bis zur Einsatzreife. 

Besonders im Bereich der modernen Schlüssel- 
technologien hat sich die Dynamik in Forschung, 
Entwicklung und Innovation während der ver- 
gangenen Jahre noch beschleimigt. In ihrer brei- 
ten Wirkung auf eine Vielzahl von Sektoren ver- 
stärken sie die Tendenz von einer material- und 
energieintensiven hin zu einer eher software- 
und wissensintensiven Produktion. Auch in sol- 
chen dynamischen Bereichen ist es prinzipiell 
Aufgabe der Unternehmen, die sich durch diese 
Schlüsseltechnologien bietenden Chancen 
wahrzunehmen und am Markt durchzusetzen. 

Die Bundesregierung orientiert sich daher auch 
bei der FuE-Förderung auf diesen besonders 
dynamischen Gebieten am Grundsatz der Subsi- 
diarität. Das bedeutet, staatliche Forschungsför- 
derung kommt vor allem dort zum Zuge, wo wei- 
terhin ein hoher Anteil an längerfristig angeleg- 
ter Grundlagenforschung durchzuführen ist, der 
einen intensiven Verbund mit der Wissenschaft 
erfordert und über das zumutbare unternehmeri- 
sche Risiko hinausgeht. Besonders für solche 
FuE- Arb eiten wurden im BMFT- Haushalt die 
Mittel für die genannten Bereiche um 35 v. H. 
1987 gegenüber 1982 erhöht. 

Auch in Zukunft wird die grundlagenorientierte 
Ausrichtung der FuE-Förderung beibehalten. Al- 
lerdings werden sich die hierfür zur Verfügung 
stehenden Beiträge nicht in allen Bereichen wie 
in der Vergangenheit weiterentwickeln können, 
so daß sie sich für die Wirtschaft als Empfänger 
eher degressiv gestalten werden. 

2. Weiterentwicklung der Förderinstrumente 
insbesondere unter dem Aspekt einer stärkeren 
Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft 

Um die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft besonders in der anwendungsorien- 
tierten Grundlagenforschung zu intensivieren, wur- 
den Ansatzpunkt und Organisation der direkten 
Projektförderung verändert. Gefördert werden in 
erster Linie Verbundprojekte, bei denen — häufig 
auch mittelständische - Unternehmen mit For- 
schungseinrichtungen (z. B. Fraunhofer-Institute, 
Max- Planck-Institute, Universitätsinstitute oder 
Großforschungseinrichtungen) kooperieren. Die 
Vorteile von Verbundprojekten liegen darin, daß 
knappe Ressourcen gebündelt, kritische Größen 
erreicht und Synergieeffekte erzielt werden sowie 
der Technologietransfer angeregt und weniger 
selektiv gefördert wird. 

Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft hat der BMFT weitere 
Initiativen ergriffen. Zum Beispiel wurde 1984 das 
Förderprogramm Forschungskooperation zwischen 
Industrie und Wissenschaft begonnen, das den 
Technologietransfer „über Köpfe" in Schlüsseltech- 
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nologiebereichen verbessern soll. In der wissen- 
schaftlichen Begleitforschung wird hervorgehoben, 
daß von diesem Programm ein hoher Initialeffekt 
ausgeht und durch die Maßnahme technologische 
Lücken in den Unternehmen geschlossen werden 
konnten. Darüber hinaus partizipieren an diesem 
nunmehr bis 1991 verlängerten Förderprogramm 
überwiegend mittelständische Unternehmen. 

Wichtige Funktionen bei diesem Brückenschlag 
zwischen Wissenschaft und insbesondere kleinen 
und mittleren Unternehmen erfüllen auch die eben- 
falls bis 1991 fortgeführte Maßnahme Auftragsfor- 
schung und die industrielle Gemeinschaftsfor- 
schung. Im Rahmen der industriellen Gemein- 
schaftsforschung führen branchenweise organi- 
sierte Institute der Arbeitsgemeinschaft industriel- 
ler Forschungs Vereinigungen u. a. in Kooperation 
mit Hochschiüinstituten, Fraunhofer-Instituten etc. 
Forschungsprojekte durch, die eine Umsetzung 
naturwissenschaftlich-technischen Grundlagenwis- 
sens induzieren sollen, wobei die Interessen der 
Mitglieder der Branchenvereinigung im Vorder- 
grund stehen. 

Auch künftig wird die mittelstandsbezogene FuE- 
Förderung einen Schwerpunkt der Forschungs- und 
Technologiepolitik büden (Bundesbericht For- 
schung 1988, S.45f.). Dabei werden Maßnahmen 
zur Verstärkung des Wissens- und Technologie- 
transfers insbesondere im Bereich der Schlüssel- 
technologien eine herausgehobene Rolle spielen. 
Dies gilt speziell für die Technologieberatung, die 
Demonstration und die Entwicklung von Schu- 
lungskonzepten, wie sie in untemehmensübergrei- 
fenden Demonstrationszentren (z. B. CAD/CAM- 
Labor) stattfinden. Da Information auch in der mit- 
telständischen Wirtschaft zunehmend als vierter 
Produktionsfaktor betrachtet wird, kommt es eben- 
falls darauf an^ die Benutzerfreundlichkeit von 
Informationsdatenbanken zu erhöhen imd ihre Nut- 
zung durch kleine und mittlere Unternehmen zu 
stimulieren. 

Stehen gravierende Diffusionshemmnisse der 
raschen imd breitenwirksamen Einführung neuarti- 
ger Techniken entgegen und bilden finanzielle Hil- 
fen einen geeigneten Ansatzpunkt zur Überwin- 
dung dieser Hemmnisse, kommen auch in Zukunft 
indirekt-spezifische Fördermaßnahmen in Betracht. 
Im Rahmen des Programms Fertigungstechnik 1988 
bis 1992 ist z.B. eine zeitlich befristete indirekt- 
spezifische Förderung des Aufbaus der rechnerinte- 
grierten Fertigung (CIM) vorgesehen. 

Schließlich bleibt es eine Daueraufgabe, die Rah- 
menbedingungen für FuE zu verbessern. Dies be- 
zieht sich vor allem auf den Abbau von Innovations- 
hemmnissen, die frühzeitige Harmonisierung und 
Festlegung von Normen und Standards insbeson- 
dere im EG-Rahmen, innovative öffentliche 
Beschaffung, aber auch Verwaltungsvereinfa- 
chung, z.B. mit dem Effekt eines erleichterten 
Zugangs für kleine und mittlere Unternehmen zur 
Forschimgsförderung. Die Bundesregierung hat 


hierzu weitere Initiativen ergriffen, u. a. im Rahmen 
der deutschen EG-Präsidentschaft zur Thematik der 
gemeinsamen entwicklungsbegleitenden Nor- 
mung. Die in Angriff genommenen neuen Bewirt- 
schaftungsgrundsätze für Zuwendungen auf 
Kostenbasis werden den besonderen Problemen der 
kleinen und mittleren Unternehmen Rechmmg tra- 
gen. Eine umfassende Studie zu Innovationshemm- 
nissen wird derzeit ausgewertet. 

Im Rahmen der institutionellen Forschungsförde- 
rung durch den Bund hat die Fraunhofer-Gesell- 
schaft (FhG) die besondere Aufgabe, angewandte 
Forschimg im Auftrag von und in Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft zu betreiben. Die Vertragsfor- 
schungsinstitute der FhG sind in den letzten Jahren 
sehr erfolgreich ausgebaut worden. Dieser Ausbau 
ist noch nicht abgeschlossen; er wird durch über- 
durchschnittliche Steigerungsraten der Grund- 
finanzierung ermöglicht. Die institutionelle Förde- 
rung von Großforschungseinrichtungen, Max- 
Planck-Gesellschaft imd Instituten der Blauen Liste 
wird auch weiterhin einen wichtigen Platz einneh- 
men. Jedoch wird besonders bei den Großfor- 
schungseinrichtungen auch in Zukunft darauf zu 
achten sein, daß, soweit im Rahmen des bearbeite- 
ten Aufgabenspektrums sinnvoll, die Kooperation 
mit der Wirtschaft ausgebaut wird (siehe auch die 
Antworten zu den Fragen 15 imd 23). 

9. Wie beurteüt die Bundesregierung die Förderung 
des naturwissenschaftüch-technischen Nach- 
wuchses im Bereich der Arbeitsgemeinschaft 
Großforschungseinrichtungen und in anderen Be- 
reichen des BMFT? 


Der besonderen Förderung des naturwissenschaftlich- 
technischen Nachwuchses in den vom BMFT geförder- 
ten Forschungseinrichtimgen kommt angesichts der 
Mitte der 90er Jahre einsetzenden Entwicklung (starke 
Pensionierungsjahrgänge, schwächer werdende Hoch- 
schulabschlußjahrgänge) immer größer werdende Be- 
deutung zu. Dabei ist das Instrumentarium zur voraus- 
planenden Sicherung des personellen Bedarfs be- 
grenzt. Anders als die Industrie, die in bestimmten 
Schlüsselbereichen über den aktuellen Bedarf hinaus 
heute Einstellungen vornimmt, um auf den für Mitte 
der 90er Jahre vorhersehbaren Mangel an qualifizier- 
ten Wissenschaftlern und Technikern vorbereitet zu 
sein, haben die Forschungseinrichtungen aufgrund 
geringer Abgangsfluktuation und stagnierender bzw. 
auch schrumpfender Stellenpläne nur vergleichsweise 
geringe Einstellimgsmöglichkeiten. Es ist daher nicht 
ohne weiteres gewährleistet, daß in den 90er Jahren 
bei dann wieder höherer Altersabgangsfluktuation in 
ausreichendem Maße qualifizierte Wissenschaftler und 
Techniker zur Verfügung stehen. 

Von herausragender Bedeutung ist daher das kw-Stel- 
len-Programm für die Großforschungseinrichtungen 
und die Max-Planck-Gesellschaft, das - in Analogie 
zum „Fiebiger-Plan" für die Hochschulen - in den 
Jahren 1985 bis 1990 für den hochqualifizierten wis- 
senschaftlichen Nachwuchs 350 Stellen schaffen soll. 
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die in den 90er Jahren wieder wegfallen. Damit wer- 
den die GFE und die MPG in die Lage versetzt, in 
Forschimgsschwerpunkten die notwendige Erneue- 
rung mit Nachwuchswissenschaftlern vorzunehmen 
und sich thematisch neu zu orientieren. Besonders 
qualifizierten, von der ungünstigen Altersstruktur 
betroffenen Wissenschaftlern eröffnet das Programm - 
wenn auch in bescheidenem Umfang - immerhin 
Chancen auf eine Wissenschaftlerkarriere. 

Die zunehmend genutzten Möglichkeiten des Geset- 
zes über befristete Arbeitsverträge mit wissenschaft- 
hchem Personal an Hochschulen und Forschungsein- 
richtungen führen dazu, daß einer größer werdenden 
Zahl von jungen Wissenschaftlern die Chance einer 
Weiterbüdungsphase in einer der Forschungseinrich- 
tungen geboten werden kann. 

Das AGF-Nachwuchswissenschaftlerprogramm wird 
weiter mit zunehmender Tendenz zur befristeten 
Beschäftigimg junger Wissenschaftler genutzt. 

Mit der Beschäftigung von etwa 1 500 geprüften wis- 
senschafüichen Hüfskräften, weit überwiegend Dokto- 
randen, leisten die Forschungseinrichtungen einen 
wesenüichen Beitrag zur Aus- und Fortbüdung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Auf der anderen 
Seite tragen diese Nachwuchswissenschaftler in vielen 
Forschungseinrichtungen einen erheblichen Teü der 
wissenschafüichen Arbeit. Durch Kooperationen zwi- 
schen Forschungseinrichtungen und Hochschulen imd 
durch gemeinsame Berufungen konnte dieser wichtige 
Beitrag zur Qualifizierung junger Wissenschaftler wei- 
ter ausgebaut werden. 

Als ein wichtiges Instrument zur Förderxmg des wis- 
senschaftiichen Nachwuchses hat sich weiterhin die 
Projektförderung innerhalb von Vorhaben des BMFT, 
insbesondere auch an den Hochschulen, erwiesen. 

Auch die Förderung von Nachwuchswissenschaftlerin- 
nen gewinnt zunehmend an Bedeutung. Um in den 
90er Jahren stärker als bisher auch auf quahfizierte 
Wissenschaf tlerinnen zurückgreifen zu können, wer- 
den derzeit zusammen mit der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Büdungsplanung und Forschungsfördenmg 
(BLK) Überlegungen angestellt, wie der Anteü der 
Frauen in den von Bund und Ländern gemeinsam ge- 
förderten Forschungseinrichtungen erhöht werden 
kann. 

Zunehmend machen sich Unterschiede in der Ein- 
gangsvergütung nachteilig bemerkbar. Insbesondere 
im Bereich der Schlüsseltechnologien, in dem die For- 
schungseinrichtungen zum Teü in einer direkten Kon- 
kurrenzsituation zur Industrie stehen, sind quahfizierte 
Wissenschaftler angesichts dieser Probleme oft nicht zu 
gewinnen. Die Diskrepanz zwischen den Anstellungs- 
bedingungen der Industrie und der Forschungseinrich- 
tungen ist bei den Wissenschaftlern mit Fachhoch- 
schulabschluß häufig noch größer als bei Hochschulab- 
solventen, so daß die Gewinnung junger Ingenieure 
ohne Abstriche in der Quahfikation außerordentiich 
schwierig ist. 


10. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den 
Geistes- und Sozial Wissenschaften zu, und was 
wurde für diesen Bereich von seiten des For- 
schungsministers im einzelnen unternommen? 


Die Bundesregierung mißt den Geistes- und Sozialwis- 
senschaften große Bedeutung bei. Durch den raschen 
Wandel der gesellschaftiichen Entwicklung sind Er- 
kenntnisse dieser Wissenschaften und ihre spezifische 
Fähigkeit zur Durchdringung sozialer und kultureller 
Zusammenhänge von besonderer Bedeutung für das 
Verständnis unserer wissenschafüich-technischen Kul- 
tur. Dies wird durch die Zunahme disziphnübergrei- 
fender Fragestellungen, die geistes-, sozial- und natur- 
wissenschaftiiche Forschungsansätze zusammenfüh- 
ren, und durch das steigende Interesse der öffentiich- 
keit an diesen Themen deuüich. 

Die geisteswissenschaftliche Forschung befaßt sich 
sammelnd, erschließend und auslegend mit der Ge- 
schichte, den Ideen und kulturellen Schöpfungen des 
Menschen. Sie besteht zu einem erheblichen Teil in 
der Auseinandersetzung mit einer ständig größer wer- 
denden Überlieferung, indem sie Zeugnisse der Ver- 
gangenheit erschÜeßt, Zugänge zu ihnen öffnet imd 
neue Deutungen vermittelt. Sie trägt damit zu dem 
Orientierungswissen der Gegenwart bei. Geisteswis- 
senschafÜiche Forschung ist nicht nur wesentliche 
Grundlage für die kulturelle Orientierung, sondern 
auch Verständnisquelle für die sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Vorgänge sowie für das Büd des 
Menschen von sich selbst Neben ihrer Aufgabe, die 
Wissenschaf tiiche Erkenntnis zu vertiefen und zu er- 
weitern, wirkt sie an der Lösung dringender disziplin- 
übergreifender Problemstellungen mit, z. B. bei der 
Wissenschaftsethik oder beim Denkmalschutz. 

Etwa 90 V. H. der geisteswissenschaftlichen Forschung 
findet an den Hochschulen statt, deren alle Disziplinen 
umfassendes Forschungspotential auch dazu aufgeru- 
fen ist, die zunehmenden Wechselwirkungen zwischen 
Gesellschaft, Kultur und Technik aufzuschlüsseln, die 
richtigen Fragen zu stellen und aktuelle Probleme zu 
strukturieren. 

Der BMFT hat seine auf ausgewählte Bereiche be- 
schränkte Förderung der Geisteswissenschaften seit 
1982 ausgebaut. Der Mitteleinsatz (ohne Bauinvestitio- 
nen) ist von 40 Mio. DM im Jahr 1982 auf 60 Mio. DM 
im Jahr 1988 gestiegen. Die auslandsbezogenen Akti- 
vitäten sind Bestandteil der internationalen Zusam- 
menarbeit in Wissenschaft und Forschung. Die Förde- 
rung im Inland erfolgt vorwiegend in enger Zusam- 
menarbeit mit den Ländern im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe nach Artikel 91b des Grundgesetzes. 

Im Ausland fördert der BMFT vor allem die ausschließ- 
lich aus Bundesmitteln finanzierten Deutschen Histori- 
schen Institute in London, Paris, Rom und Washington 
- gegründet 1987 - sowie das Kunsthistorische Institut 
in Florenz und das Orient- Institut in Beirut. Die Deut- 
schen Historischen Institute haben die Aufgabe, deut- 
sche Geschichte im größeren Zusammenhang der 
abendländischen Geschichte zu erforschen und For- 
schungsergebnisse über die Grenzen hinweg zu ver- 
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mittein. Ähnliche Aufgaben nehmen die Institute in 
Horenz und Beirut im Bereich der Kunstwissenschaf- 
ten bzw. Orientaüstik wahr. Im Januar 1988 hat der 
BMFT gemeinsam mit der Alexander von Humboldt- 
Stiftung und der MINERVA-Gesellschaft für die For- 
schung, einer Tochtergesellschaft der Max-Planck- 
Gesellschaft, die Phhpp-Franz-von-Siebold-Stiftung 
errichtet, die im Laufe des Jahres 1988 ein Deutsches 
Institut für Japanstudien in Tokio einrichten wird. Mit 
diesem Institut, das vor allem die Aufgabe hat, das 
moderne Japan und die deutsch-japanischen Bezie- 
hungen mit Hilfe der Geistes-, Sozial- und Wirtschafts- 
wissenschaften zu erforschen, soll ein Beitrag zum 
deutsch-japanischen Verständnis geleistet werden. 

Gemeinsam mit den Ländern fördert der BMFT die 
Max -Planck-Institute für Geschichte in Göttingen und 
für Büdungsforschung in Berhn sowie die in Rom 
ansässige Bibüotheca Hertziana der Max-Planck- 
Gesellschaft. Zusammen mit Baden Württemberg för- 
dert der BMFT als Einrichtung der Blauen Liste das 
Institut für Deutsche Sprache in Mannheim, das sich 
mit der Erforschung der deutschen Gegenwartsspra- 
che befaßt. Ebenfalls über die Blaue Liste fördert der 
BMFT gemeinsam mit Bayern das Institut für Zeitge- 
schichte in München; hier stehen Sammlung, Erschlie- 
ßung, Pubhkation und Deutung zeitgeschichtlicher 
Quellen und Vorgänge im Vordergrund. 

Grundlegende Bedeutung für die Geistes Wissenschaf- 
ten hat das vom BMFT gemeinsam mit den Ländern 
finanzierte Akademienprogramm. Es umfaßt derzeit 
94 Vorhaben, von denen 84 auf dem Gebiet der Gei- 
steswissenschaften hegen. Gefördert werden langfri- 
stige Forschungsvorhaben, die in der Regel die Ar- 
beitskraft und die Lebensdauer eines einzelnen For- 
schers übersteigen und deshalb nicht an den Hoch- 
schulen bearbeitet werden können. Mit diesen Vorha- 
ben werden für viele geisteswissenschaftiiche Fächer 
grundlegende Voraussetzungen für künftige For- 
schungsarbeiten geschaffen. Die Vorhaben erstrecken 
sich auf Wörterbücher, Editionen der Literatur- und 
Sprachforschung, der Phüosophie, Theologie, Ge- 
schichte, Kunst- und Musikwissenschaft sowie der 
Inschriften- und Namensforschung. 

Daneben fördert der BMFT allein in beschränktem 
Umfang Forschungsvorhaben mit gesamtstaathchem 
Bezug oder Konnex zu anderen BMFT -Aktivitäten und 
zum Einsatz neuer Technologien in den Geisteswissen- 
schaften. Herausragendes Projekt ist hier z. Z. eine 
Untersuchung der gegenwärtigen Verfassung der Gei- 
steswissenschaften und der Möglichkeiten ihrer wei- 
teren Entwicklung (Statusbericht Geisteswissenschaf- 
ten). Ein vom BMFT geförderter Schadenskatalog der 
im Zweiten Weltkrieg zerstörten Bauten und Stadt- 
kerne konnte der öffentiichkeit vor gestellt werden. 

Auch der Förderung der Sozialwissenschaften mißt die 
Bundesregierung hohe Bedeutung u. a. im Hinbhck auf 
technikorientierte Grundlagen- und angewandte For- 
schung bei. Die Förderung erfolgt deshalb im Rahmen 
des Konzepts „Förderschwerpunkt Sozialwissenschaf- 
ten“ seit 1986 insbesondere unter den Zielsetzungen, 

— die Wechselwirkungen von wissenschaftiich- tech- 


nischem Fortschritt und gesellschaftiicher Entwick- 
lung und 

— Technikakzeptanz imd Technikwirkung in einer 
von Wissenschaft und Technik geprägten Kultur 

zu analysieren und besser zu erklären. Damit sind auch 
Ansätze verbunden, soziale und wirtschafthche Gestal- 
timgsmöglichkeiten für unsere technikgeprägte Zivili- 
sation aufzuzeigen. 

Die institutioneile Förderung war seit 1982 durch fol- 
gende Reformmaßnahmen gekennzeichnet; 

— durch eine thematische und organisatorische 
Umstrukturierung des Wissenschaftszentrums Ber- 
lin für Sozialforschung, um die langfristige, pro- 
blemorientierte Grundlagenforschung sowie die 
wissenschafthche Leistungsfähigkeit und Autono- 
mie zu stärken; 

— durch die 1987 erfolgte Gründung der sozialwissen- 
schafthchen Serviceeinrichtungen „Gesellschaft 
sozialwissenschaftiicher Infrastruktureinrichtun- 
gen" (GESIS) und ihre Einbeziehung in die Bund- 
Länder-Förderung der Blauen Liste, mit der eine 
leistungsfähige Infrastruktur für Datenerhebung, 
-auswertung und Methodenforschung geschaffen 
wurde und 

— durch die Neuorganisation der Friedens- und Kon- 
fliktforschimg im Jahre 1983 mit einer Übertragung 
der Förderungszuständigkeit auf die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft. 

Die Projektförderung ist auf sozial wissenschaftliche 
Methoden der Technikbewertung und die Wechselwir- 
kung von Medienberichterstattung und Technikakzep- 
tanz konzentriert. Schwerpunkt der Förderung büdet 
der Forschungsverbund „Sozialwissenschaftliche 
Technikforschimg", in dem gegenwärtig sieben uni- 
versitäre und außeruniversitäre Institute zu Fragen der 
Entwicklung und Wirkung von neuen Informations- 
techniken Zusammenarbeiten. In einer Reihe von fach- 
spezifischen und interdisziphnären Projekten werden 
ethische Probleme des wissenschafthch-technischen 
Fortschritts untersucht. 

Auch der Frauenforschung kommt eine wachsende 
Bedeutung zu. Ihre Ergebnisse gehen in die frauen- 
politischen Initiativen der Bundesregierung zur Ver- 
wirkhchung der Gleichberechtigung zwischen Mann 
und Frau ein. Um dem stärkeren Gewicht der Frauen- 
pohtik, ihren erweiterten Zuständigkeiten und Kompe- 
tenzen Rechnung zu tragen, werden auch die wissen- 
schaftiichen Grundlagen erweitert. Innerhalb von drei 
Jahren wurden allein die Haushaltsmittel des Bundes- 
ministeriums für Jugend, Famüie, Frauen und Gesund- 
heit für Frauenforschungsmaßnahmen mehr als ver- 
doppelt. Darüber hinaus werden auch in anderen Res- 
sorts Haushaltsmittel für Frauenforschung verwendet. 
Eine interministerielle Arbeitsgruppe „Frauen in For- 
schung und Technik" erarbeitet derzeit einen Über- 
bhck über die seit 1985 geförderten Forschungsmaß- 
nahmen der Bundesressorts. Sie wird anschließend An- 
regungen für eine intensive Förderung der Frauenfor- 
schung erarbeiten. 
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11. Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
die Eigenverantwortung der Wirtschaft bei der 
Förderung von Forschung und Entwicklung zu 
stärken? 


Nach 1982 wurde das Augenmerk stärker auf eine 
allgemeine Ausweitung der Forschungskapazitäten 
vor allem beim Forschungspersonal über indirekte För- 
dermaßnahmen gelegt, um besonders mittelständi- 
schen Unternehmen den Zugang zu Forschung und 
Entwicklung zu erleichtern. Zukünftig wird es vor 
allem darum gehen, die Zusammenarbeit von Wissen- 
schaft imd Wirtschaft weiter zu intensivieren, auf 
neuen Technologiefeldem insbesondere mittelständi- 
sche Unternehmen in sog. Demonstrationszentren zu 
informieren und zu beraten, zu einer raschen Verbrei- 
tung neuer Technologien beizutragen und die Rah- 
menbedingungen für Forschung und Entwicklung wei- 
ter zu verbessern. Unternehmensübergreifende und 
nichtmonetäre indirekte Maßnahmen rücken damit 
mehr in den Vordergrund. 

Wie in den Antworten zu den Fragen 8 und 12 näher 
erörtert, hat die Bundesregierung trotz des Ausbaus 
der Forschungsförderung im Bereich Schlüsseltechno- 
logien und bei der Luftfahrt die Förderung marktorien- 
tierter Technologien zwischen 1982 und 1988 um mehr 
als 750 Mio. DM zurückgeführt. Weiterhin hat sie es 
sich bei der Förderung von Forschung und Entwick- 
lung zum Grundsatz gemacht, die einzelnen Förder- 
programme von vornherein zeitlich zu befristen und 
möglichst degressiv auszugestalten. Damit soll ver- 
deutlicht werden, daß staatliche Förderung von For- 
schung und Entwicklung in der Wirtschaft vor allem 
dazu dient, einen Anstoß dort auszulösen, wo Markt- 
impulse allein nicht ausreichen, und daß sie keines- 
wegs zur Dauersubvention werden. 

In die gleiche Richtung, also auf stärkere Eigenverant- 
wortung hin, wirkt die höhere Eigenbeteiligung der 
Wirtschaft bei Forschungsvorhaben, die über die 
direkte Projektförderung gefördert werden. Betrug die 
staatliche Förderquote im Bereich marktorientierter 
Technologien des BMFT 1982 durchschnittlich noch 
ca. 72,6 V.H., so wurde sie bis 1987 auf 52,8 v. H. 
reduziert. Bei den Schlüsseltechnologien hegt sie häu- 
fig darunter. Damit hat die Wirtschaft ihr eigenes 
finanzielles Engagement deuthch gesteigert. 

Diese Steigerung findet auch ihren Ausdruck in dem 
von der Wirtschaft finanzierten Anteil an den FuE- 
Ausgaben in der Bundesrepubhk Deutschland. Betrug 
dieser 1982 noch rund 56 v. H. des deutschen For- 
schungsbudgets, so stieg er bis 1987 um 47,3 v. H. auf 
nahezu 35 Mrd. DM und betrug damit rd. 61 v. H. des 
deutschen Forschungsbudgets. 

Weitere Impulse für eine stärkere Eigenverantwortung 
der Wirtschaft gehen auch von der dreistufigen Steuer- 
reform mit einem Netto- Entlastungsvolumen von rd. 
48 Mrd. DM aus: Sie wird die Leistungsanreize für 
jeden einzelnen erhöhen und die Binnennachfrage 
stärken. Dies schafft mehr Spielräume und Gestal- 
tungsfreiheit für die Wirtschaft, wodurch auch zusätz- 
liche Forschungsaktivitäten stimuliert werden. 


Schließlich bemüht sich die Bundesregierung, die 
Eigenverantwortung der Wirtschaft auch in der inter- 
nationalen Zusammenarbeit verstärkt zur Geltimg zu 
bringen. Dies gilt typischerweise für EUREKA-Vorha- 
ben, in denen Unternehmen grenzüberschreitend und 
überwiegend nur mit geringer staatlicher Unterstüt- 
zung in Forschung und Entwicklung kooperieren 
(siehe auch die Antwort zu Frage 17). 

14. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand des 
Programms Humanisierung des Arbeitslebens? 

Die Bxmdesregierung hält Forschung zu neuen Tech- 
nologien und Arbeitsbedingungen, Arbeitsorganisatio- 
nen einschließhch Gesundheitsschutz am Airbeitsplatz 
auch weiterhin für wichtig und notwendig. Schon in 
den vergangenen Jahren wurden große Anstrengun- 
gen unternommen, das Programm dem heutigen und 
absehbaren Bedarf der betriebhchen Praxis anzupas- 
sen. Diesem Ziel dient auch die gegenwärtig laufende 
Neugestaltung des Programms Arbeit und Technik. 
Hierbei werden die Erfahrungen und Ergebnisse sowie 
die politische Diskussion im Deutschen Bundestag 
berücksichtigt, indem die Schwerpunkte des Pro- 
gramms auf die Ziele 

— Schutz der Gesundheit am Arbeitsplatz durch 
Abbau und Abwehr von Belastungen, 

— ‘ menschengerechte Gestaltung neuer Techniken 
ausgerichtet werden. 

Hierzu hat die Bundesregierung am 16. Juni 1988 vor 
dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
Stellung genommen (Vorlage des BMF Nr. 81/88). 

Die komplexere moderne Technik und Organisation in 
den Betrieben erfordert Lösungen, die 

— alle technisch-organisatorischen Potentiale aus- 
schöpfen (Flexibilität, Informations Verknüpfung 
etc.) 

und 

— die konstruktive Mitarbeit der Arbeitnehmer sicher- 
stellen, um die neue Technik im Betrieb fruchtbar 
zu machen. 

Solche Lösungen wurden erfahrungsgemäß nur 
begrenzt von den Betrieben selbst entwickelt; sie 
bedürfen zusätzlicher wissenschaftlicher und - in ge- 
wissem Ausmaße - auch finanzieller Anstöße. 

Weltweit (u. a. in Japan und in den USA) setzt sich die 
Erkenntnis durch, daß der technische Fortschritt heute 
nur durch eine Untern ehmenspohtik betrieblich und 
volkswirtschaftlich realisierbar ist, die den Mitarbeiter 
stärker in die Überlegungen einbezieht. Das erfordert 
z. B. eine verbesserte Qualifizierung, umfassenderen 
Gesundheitsschutz, menschengerechte Gestaltung der 
Arbeit zur Belastungsreduzierung und Motivationsför- 
derung. Die Verknüpfung der Gestaltungsbereiche 
Technikanwendung, Arbeitsorganisation und Qualifi- 
zierung unter Einbeziehung der Mitarbeiter ist ein 
wesentlicher Ansatzpunkt in diesem Programm. Dieser 
Ansatzpunkt findet in der wirtschaftlichen Praxis 
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zunehmend Anerkennung imd Anwendung. Damit hat 
das Programm wichtige erste Schrittmacherdienste bei 
der Bewältigung der mit komplexer moderner Technik 
verbundenen Organisationsaufgaben in der Wirtschaft 
geleistet. 

Es setzt sich weiterhin langsam die Erkenntnis durch, 
daß dies auch Instrument einer Verbesserung der Ko- 
stensituation der Unternehmen sein kann. Weniger 
Ausfälle durch Krankheit, wirksamere Arbeitsorgani- 
sation sparen Kosten (900 DM pro krankheitsbeding- 
tem Ausfalltag für den Betrieb). 

Das Programm dient auch einem umfassenden, vor- 
beugenden Arbeitsschutz: Neben einem wesentlich er- 
höhten Stellenwert von arbeitsbezogenen Gesund- 
heitsfragen im Programm ist für diese Einschätzung 
maßgebend, daß sich auch Berufsgenossenschaften 
und Gewerbeaufsicht stärker an ihm beteiligen. Die 
Arbeits- und Sozialminister- Konferenz (ASMK) hat im 
September 1987 einen einstimmigen Beschluß gefaßt, 
der auf eine stärkere Nutzung von solchen spezifischen 
Forschungsergebnissen durch die Gewerbeaufsicht 
abzielt. Die Kostenexplosion im Gesundheitswesen 
läßt sich langfristig am sichersten durch wirksame 
Prävention eingrenzen. Prävention muß aber in allen 
Lebensbereichen - also auch am Arbeitsplatz - an- 
setzen. 

Im Rahmen der konzeptionellen Weiterentwicklung in 
den letzten Jahren wird auch für einige Bereiche die 
bisherige Förderpraxis überprüft werden müssen. Die 
Bundesregierung wird hierzu in Kürze nähere Vor- 
schläge unterbreiten. 


15. Was wurde zur Neuorientierung der Großfor- 
schungseinrichtungen unternommen, und wie ist 
der gegenwärtige Sachstand? 

Die 13 Großforschungseinrichtungen (GFE) sind ein 
wesentlicher Bestandteil der Forschungs- und Ent- 
wicklungskapazität in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Sie sind damit ein wichtiges Instrument für die 
Forschungspolitik. Die Bundesregierung hat ihnen 
deshalb seit 1982 ganz besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet mit dem Ziel einer thematischen Neuorientie- 
rung auf Zukunft strächtige Gebiete bei Abbau von 
Themen, die erfolgreich aufgearbeitet wurden. Sie hat 
den Deutschen Bundestag im April 1984 über ihre dies- 
bezüglichen Absichten und Pläne in einem Grundsatz- 
papier zu „Status und Perspektiven der Großfor- 
schungseinrichtungen" (Drucksache 10/1327) ausführ- 
lich unterrichtet. Sie hat weiterhin im Oktober 1986 
dem Deutschen Bundestag über die Umsetzung des 
Gnmdsatzpapiers eingehend Bericht erstattet (Druck- 
sache 10/6225). 

Die Entwicklung seit 1982 läßt sich zusammengefaßt 
wie folgt darstellen: Um die Aufnahme neuer Themen 
oder die Weiterführung bestehender Aufgaben im 
internationalen Wettbewerb erfolgreich ermöglichen 
zu können, wurde und wird bei einer Reihe von Zen- 
tren mit erheblichen Investitionen in große neue For- 
schungsgeräte eine Erneuerung und Modernisierung 


der wissenschaftlichen Arbeitsmöglichkeiten und der 
technischen Infrastruktur vorgenommen. Hierzu gehö- 
ren der Schwerionenbeschleuniger SIS bei GSI in 
Darmstadt, die Hochenergiephysik-Anlage HERA bei 
DESY in Hamburg, der Forschungsreaktor BER II beim 
Hahn-Meitner- Institut Berlin, das Forschungsschiff 
„Polarstern" beim AWI in Bremerhaven, das Höchstlei- 
stungsrechenzentrum von KFA Jülich und der Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung, das 
Cooler- Synchrotron COSY bei der KFA Jülich, das 
Plasmaphysik- Großgerät Asdex-upgrade beim Max- 
Planck-Institut für Plasmaphysik in Garching sowie 
Anlagen für die Weltraumforschung bei der DFVLR in 
Köln-Porz und Oberpfaffenhofen. 

Die investiven Aufwendungen dafür werden in den 
nächsten Jahren zurückgehen, so daß Mittel frei wer- 
den, um die Ausbauentwicklungen weiterzuführen, 
die im Bereich der Vorsorgefojschung eingeleitet wur- 
den. Hierbei sind besonders zu nennen neue Gebiete 
der Umwelt- und Klimaforschung bei der GSF in Neu- 
herberg, dem GKSS Forschimgszentrum in Geest- 
hacht, der KFA Jülich und dem Kemforschungszen- 
trum Karlsruhe sowie der Medizinforschung bei der 
GSF und besonders beim Deutschen Krebsforschungs- 
zentrum in Heidelberg. 

Weiterhin sind Investitionen in neue Geräte und 
modernste Arbeitsmöglichkeiten für Themen der 
marktorientierten Technologiefördenmg geplant. Die- 
ses Gebiet hat seit 1982 einen erheblichen Wandel 
erfahren. Es wurde einerseits anteüsmäßig an den Auf- 
gaben der GFE zurückgenommen, was hauptsächlich 
auf ein Auslaufen von kerntechnischen Arbeiten 
zurückzuführen ist; es wurde anererseits jedoch the- 
matisch so umstrukturiert, daß die Zentren neue chan- 
cenreiche technische Entwicklungen auf greifen konn- 
ten, wie Materialforschung, Mikrostruktur-, Hand- 
habungs- und Unterwassertechnik, Biotechnologie, 
Informationstechniken sowie die Erforschung erneuer- 
barer Energiequellen. 

Nach den jetzigen Planungen für die weitere themati- 
sche Entwicklung der GFE werden wirtschaftsbezo- 
gene Technologien trotz der in den letzten Jahren 
erfolgten erheblichen quantitativen Reduktion auch in 
Zukunft einen großen Anteü am Forschungsprofü der 
Zentren behalten. Sie werden begleitet von einem 
zunehmenden Gewicht der Vorsorgeforschung und 
der staatlichen Langzeitprogramme sowie einer Rück- 
nahme bei der Grundlagenforschung nach Abschluß 
der laufenden Investitionen für neue Großgeräte. 

16. Wie beurteüt die Bundesregierung den Stand der 
internationalen Zusammenarbeit in Forschung 
und Technologie? 


Die Zusammenarbeit von deutschen Unternehmen, 
Universitäten und Forschungseinrichtungen mit aus- 
ländischen Partnern in Forschung und Technologie hat 
traditionell große Bedeutung, Die Bundesregierung 
sieht in der aktiven Förderung der internationalen For- 
schungs- und Technologiezusammenarbeit ein we- 
sentliches Element einer weltoffenen, den technischen 
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Fortschritt bejahenden und die Zukunft verantwortlich 
gestaltenden Politik. Fortschritte sind hierbei auf vie- 
len Gebieten zu verzeichnen, insbesondere: 

— in der Grundlagenforschung hat die internationale 
Zusammenarbeit bei wissenschaftlichen Großgerä- 
ten, die mit Beteiligung eines oder mehrerer auslän- 
discher Staaten gebaut und betrieben werden, wei- 
ter zugenommen. Mehrere Großvorhaben konnten 
in Angriff genommen werden, die die finanziellen 
Möglichkeiten der Bundesrepublik Deutschland 
alleine überstiegen hätten (Beispiele: Elementar- 
teilchenbeschleuniger LEP und HERA bei CERN 
bzw. DE SY, Europäische Synchrotronstrahlungs- 
quelle ESRF, Großteleskop bei der Europäischen 
Südsternwarte ESO) (dazu vgl. auch die Antworten 
zu den Fragen 2 bis 5), 

— in der angewandten Forschung, der technologi- 
schen Entwicklung, in den staatlichen Langzeitpro- 
grammen, bei Projekten der wissenschafüichen 
Infrastruktur und der Vorsorgeforschung wurde die 
internationale, insbesondere die europäische Zu- 
sammenarbeit wesentlich intensiviert. Als ein Bei- 
spiel aus diesem Bereich seit der für die europäische 
Luftfahrtforschung wichtige Europäische Trans- 
schall-Windkanal ETW genannt, der in Köln-Porz 
errichtet wird. Wesentliche Impulse für die interna- 
tionale Kooperation sind auch von der französisch- 
deutschen Initiative EUREKA ausgegangen (vgl. 
hierzu auch die Antwort zu Frage 17), 

— unter deutschem Vorsitz haben die Mitghedstaaten 
der Europäischen Weltraumagentur ESA weitrei- 
chende Entscheidungen für die Weltraumforschung 
und -technologie getroffen (Raumtransportsysteme; 
Orbitalstrukturen). Ohne ein europäisches Zusam- 
mengehen im Rahmen der ESA könnte Europa 
keine eigenständige RoUe neben den USA und der 
UdSSR bei der Erforschung und Nutzung des Welt- 
raums einnehmen (siehe hierzu auch die Antwort 
auf Frage 27), 

— die Bundesregierung hat wesentlich dazu beigetra- 
gen, daß in die Einheitliche Europäische Akte die 
Stärkung der wissenschaftlichen und technischen 
Grundlagen der europäischen Industrie und die 
Förderung ihrer internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit als Ziele der gemeinschaftlichen Forschungs- 
und Technologiepolitik aufgenommen wurden. Sie 
hat sich weiterhin mit Erfolg dafür eingesetzt, ein 
neues Forschungsrahmenprogramm der EG (1987 
bis 1991) zu verabschieden, das die europäische 
Forschungs- und Technologiezusammenarbeit mit 
beträchüichem Einsatz von Gemeinschaftsmitteln 
unterstützt. Über den unmittelbaren Nutzen für For- 
schung und Wettbewerbsfähigkeit hinaus wirkt sich 
diese Zusammenarbeit auch positiv auf die Errei- 
chung eines einheitlichen Binnenmarkts aus. 

Im ersten Halbjahr 1988 wurden unter der deutschen 
EG-Ratspräsidentschaft im Bereich Forschung und 
Technologie darüber hinaus folgende Initiativen be- 
schlossen: 

— Verabschiedung spezifischer Programme zur Aus- 
füllung des EG-Rahmenprogramms für FuE (1987 
bis 1991), u. a. zur Informationstechnik (ESPRIT II), 


Kernfusion (1988 bis 1991) und zur technologischen 
Grundlagenforschung (BRITE) ; 

— Neuorientierung der gemeinsamen Forschungs- 
stelle der EG; 

— Memorandum zum Ausbau der entwicklungsbe- 
gleitenden Normung, damit der rechtzeitigen Erar- 
beitung von Vomormen - mit dem Ziel der frühzei- 
tigen Festlegung gemeinsamer Schnittstellen - in 
den Forschungsprogrammen mehr Priorität einge- 
räumt wird; 

— Stärkung der biologischen Forschung und Technik 
einschließlich der Erarbeitung einer gemeinsamen 
Basis für EG -einheitliche SicherheitsrichÜinien in 
der Gentechnik. 

— Die Bundesregierung hat die büaterale Forschungs- 
und Technologiezusammenarbeit mit einer Vielzahl 
von Ländern weiter ausgebaut. Hervorzuheben sind 

— intensive projektorientierte Zusammenarbeit mit 
den USA, vor allem in der Weltraumforschung, 
der Medizin, der ökologischen Forschung und 
der Reaktorsicherheitsforschung; 

— umfassende wissenschaftliche und technologi- 
sche Zusammenarbeit mit Frankreich, durch die 
auch starke Impulse für mxiltilaterale europäi- 
sche Forschungszusammenarbeit ausgehen; 

— Aufbau der wissenschaftlich-technischen Zu- 
sammenarbeit mit der UdSSR und anderen Staa- 
ten Osteuropas auf der Basis von Regierungsab- 
kommen, nachdem eine pragmatische Lösung 
für die Einbeziehung des Berliner Forschungs- 
potentials gefunden wurde; 

— Ausbau der wirtschafthch-technischen Zusam- 
menarbeit mit Schwellenländern. Ziel dieser 
Kooperation ist es auch, auf Gebieten wie Um- 
weltforschung und -technik, Energieforschung, 
Meerestechnik und Biotechnologie die wissen- 
schaftlich-technologische Leistungsfähigkeit 
dieser Länder zu stärken und deren schnellere 
Entwicklung zu fördern. 

Alle diese Vereinbanmgen können aber nur den 
Rahmen verbessern helfen, innerhalb dessen Wis- 
senschaftler, Forschungseinrichtungen und Unter- 
nehmen Zusammenarbeiten. Dies sind die eigent- 
lichen Träger der sich in den letzten Jahren deutlich 
intensivierenden Kooperation. 

17. Welche Zwischenergebnisse konnten bisher im 
Rahmen der EUREKA-Initiative erzielt werden? 


Die im Juli 1985 begründete EUREKA-Initiative erhielt 
mit der Grundsatzerklärung von Hannover im Novem- 
ber 1985 ihren Rahmen. Seither wurden 214 Koopera- 
tionsprojekte mit einem Gesamtvolumen von 7,9 Mrd. 
DM gestartet, darunter 65 Projekte mit deutscher Be- 
teiligung. Die Laufzeit dieser Projekte ist jeweüs auf 
mehrere Jahre angelegt, so daß bisher keine inhalt- 
lichen Ergebnisse vorliegen können. 

Gemessen an den Zielen von EUREKA läßt sich aber 
bereits jetzt sagen, daß die beabsichtigte Mobüisierung 


17 



Drucksache 11/2683 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


von technologischer und wissenschaftlicher Koopera- 
tion über die Grenzen hinweg in hohem Maße einge- 
treten ist: 

Derzeit sind etwa 950 Unternehmen und Forschungs- 
einrichtungen an den Projekten beteiligt, auf deutscher 
Seite 90 Unternehmen, 15 Hochschulen und 20 andere 
Forschungseinrichtungen. Rimd 25 dieser deutschen 
Unternehmen sind dem mittelständischen Bereich zu- 
zuordnen. 

Schwerpunkte der deutschen Projektbeteiligung lie- 
gen in folgenden Bereichen: Informations- und Kom- 
munikationstechnik (19 Projekte), Produktionstechnik 
und Materialforschung (22), Biotechnologie und 
Gesundheitsforschung (9), Energieforschung (4), Um- 
weltforschung und -technologie (4), Verkehrstechnik 
(6), Meerestechnik (1). 

öffentliche Fördermittel sind für die deutschen Beteili- 
gungen in Höhe von 770 Mio. DM vorgesehen, bei. 
einem Gesamtbeteüigungsumfang von 1,8 Mrd. DM. 

Die ersten Projektergebnisse werden in etwa 2 bis 3 
Jahren vorliegen. Als strukturelle Wirkungen sind be- 
reits jetzt erkennbar: 

— neuer Kooperationsansatz zur verbesserten Nut- 
zung des wissenschaftlichen und technologischen 
Innovationspotentials (Initiative zu Projekten von 
den jeweüs Durchführenden ausgehend); 

— Ergänzung der nationalen und EG-Förderpro- 
gramme durch Ausfüllung der dort verbliebenen 
Lücken und in Einzelfällen Überwindung der dort 
gegebenen Grenzen; 

— problemorientierte Fragestellungen, die teüweise 
den Rahmen einzelner Förderprogramme über- 
schreiten-, 

— Anreiz für grenzüberschreitende Arbeitsteüung; 

— pragmatische Erweiterung des Marktzugangs; 

— Überbrückung der beiden Wirtschafts- und Han- 
delszonen EG und EFTA durch gleichberechtigte 
Mitarbeiter der ihnen angehörenden Mitglieds- 
länder. 

Damit wird jetzt schon deutlich, das EUREKA einen 
zusätzhchen und zugleich spezifischen Beitrag zu einer 
europäischen Technologie-Gemeinschaft und damit 
zur wirtschaftlichen Integration in Europa leistet. 

18. Wie entwickeln sich die jährlichen Forschungs- 
ausgaben in der Bundesrepubhk Deutschland von 
1975 bis 1987, und welche Bedeutung haben 
steuerhche Erleichterungen für die Finanzierung 
der Forschung? 

Die Entwicklung der jährlichen Ausgaben in der Bun- 
desrepublik Deutschland für Forschung und Entwick- 
lung in den Jahren 1975 bis 1987 ist der folgenden 
Tabelle zu entnehmen. 

Steuerliche Erleichterungen für die Finanzierung der 
Forschung beziehen sich vor allem auf Investitionen. 
1987 erhielt die Wirtschaft auf Sonderabschreibungen 
und Investitionszulagen bei Investitionen in Forschung 


imd Entwicklung insgesamt rd. 660 Mio. DM. Bezieht 
man dies auf den für 1987 geschätzten Eigenaufwand 
der Wirtschaft für Forschung und Entwicklung von 34,7 
Mrd. DM, so sind dies etwa 2 v. H. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die inve- 
stitionsorientierte steuerliche Forschungsförderung aus 
folgendem Grund zukünftig weniger dringlich ist: Die 
Bedeutung des Faktors Humankapital für Forschung 
und Entwicklung wird weiterhin zunehmen (gegen- 
wärtiger Anteü der Personalkosten am FuE- Aufwand: 
ca. 65 V. H.). Hinzu kommt, daß die investitionsorien- 
tierte Forschungsförderung überwiegend auf große 
Unternehmen entfiel, weü diese etwa drei Viertel der 
Investitionen in Forschung und Entwicklung tätigen. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die dreistufige 
Steuerreform 1986/1988/1990 insbesondere diese Art 
Investitionshüfen entbehrlich macht, da sie allgemein 
niedrigere Untenehmensteuern (z. B. Absenkung der 
Spitzensätze von 56 auf 50 v. H. bei der Körperschaft- 
steuer und von 56 auf 53 v. H. bei der Einkommen- 
steuer) bei weniger Ausnahmeregelungen bringt und 
damit den Eigenfinanzierungsspielraum sowohl der 
großen wie der kleinen und mittleren Unternehmen für 
Forschung und Entwicklung erweitert. 

19. Welche Steuer- und zoUrechtiichen Vorschriften 
zur Förderung von Forschung und Entwicklung 
existieren in der Bundesrepublik Deutschland 
nach neuestem Stand? 

Bei den Ertrag- und Vermögensteuern bestehen fol- 
gende steuerliche Vergünstigungen: 

1. Steuern vom Einkommen 

Nach § 3 Nr. 11 EStG sind Bezüge aus Öffentlichen 
Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, 
die als Beihüfe zu dem Zweck bewilligt werden, die 
Wissenschaft unmittelbar zu fördern, steuerfrei. 

Nach § 3 Nr. 44 EStG sind Stipendien, die von 
bestimmten Stellen zur Förderung der Forschung 
oder der wissenschaftlichen Aus- oder Fortbildung 
gewährt werden, unter bestimmten Voraussetzun- 
gen steuerfrei. 

Nach § 10 b Abs. 1 EStG sind Spenden für wissen- 
schaftliche Zwecke beim Spender bis zur Höhe von 
insgesamt 10 v. H. des Gesamtbetrages der Ein- 
künfte oder 2 v. T. der Summe der gesamten Um- 
sätze und der im Kalenderjahr auf gewendeten 
Löhne und Gehälter als Sonderausgaben abziehbar. 
Für Körperschaften enthält § 9 Nr. 3 KStG eine 
entsprechende Regelung. 

Nach § 51 Abs.l Nr. 2 Buchstabe u EStG in Verbin- 
dimg mit § 82 d EStDV können für bewegtiche ab- 
nutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die ausschließlich FuE dienen, Sonderabschreibun- 
gen bis zu insgesamt 40 v. H. der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten in Anspruch genommen 
werden. Für unbewegliche Wirtschaftsgüter, die zu 
mehr als zwei Dritteln FuE dienen, können Sonder- 
abschreibungen bis zu 15 V. H. vorgenommen wer- 
den; bei geringerer FuE-Nutzung, die aber mehr als 
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FuE- Ausgaben der Bundesrepubhk Deutschland und ihre Finanzierung 
(Gesamtbudget Forschung) 

finanziert durch 

Jahr^) 

FuE- 

Gebiets- 


Wirtschaft^) 

Private 

inländische QueUen 


Ausgaben 

körper- 



inländische 





insgesamt 

schäften^) 



Institutionen 

zusammen 

Ausland 






(PNP“) 





Mio. DM 


in % des 


Mio. DM 

Mio. DM 

in V. H. 

Mio. DM 




öffenthchen 



des BSP 





Gesamt- 









haushalts 






1975 

24 645 

12 035 

3,4 

11 792 

310 

24 137 

2,3 

508 

1976 

25 740 

12 300 

3,3 

12 600 

320 

25 220 

2,2 

520 

1977 

27 735 

12 600 

3,3 

14 109 

320 

27 029 

2,3 

706 

1978 

31 620 

13 770 

3,3 

16 870 

330 

30 970 

2,4 

650 

1979 

34 477 

15 109 

3,2 

18 663 

92 

33 864 

2,4 

613 

1980 

36 641 

16 026 

3,2 

19 895 

120 

36 041 

2,4 

600 

1981 

39 345 

16 745 

3,1 

22 082 

155 

38 982 

2,5 

363 

1982 

42 135 

18 025 

3,2 

23 560 

150 

41 735 

2,6 

400 

1983 

43 942 

17 844 

3,1 

25 459 

157 

43 460 

2,6 

482 

1984 

46 040 

18 380 

3,2 

26 990 

150 

45 520 

2,6 

520 

1985 

51 598 

19 790 

3,3 

31 093 

133 

51 016 

2,8 

583 

1986 

53 516 

20 076 

3,2 

32 700 

140 

52 916 

2,7 

600 

1987 

56 860 

21 410 

3,3 

34 700 

150 

56 260 

2,8 

600 


Quelle: Bundesbericht Forschung 1988 (Drucksache 11/2049), Teil VII, S. 351, Rundungsdifferenzen 


Teilweise geschätzt, bis 1985 auf Ist-Basis. Daten ab 1979 revisionsbedingt mit früheren Veröffentlichungen nur bedingt 
vergleichbar. 

Mittel für Forschungsanstalten des Bundes ab 1979, der Länder ab 1983 nur mit FuE-Anteüen. 

Daten aus Erhebungen der SV- Wissenschaftsstatistik GmbH, ab 1978 unter Einbeziehung der Daten des FuE-Personal- 
kostenzuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen), von Doppelzählungen bereinigt. 
Dabei beziehen sich die von der Wirtschaft finanzierten FuE- Ausgaben auf die internen FuE- Auf Wendungen sowie Mittel 
der Wirtschaft, die in andere Sektoren fließen. 

*) Aus Eigenmitteln finanziert. 


ein Drittel beträgt, können Sonderabschreibungen 
bis zu 10 V. H. in Anspruch genommen werden. 

Nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe dd BerlinFG können für die in Berhn (West) 
belegenen unbeweglichen Wirtschaftsgüter erhöhte 
Absetzungen bis zu insgesamt 75 v. H. der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn die Wirtschaftsgüter zu 
mehr als 80 v. H. unmittelbare FuE dienen. 

Nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q EStG in Verbin- 
dung mit § 82 a EStDV sowie nach § 52 Abs. 21 
EStG können erhöhte Absetzungen oder ein ent- 
sprechender Sonderausgabenabzug bei Anschaf- 
fung moderner Energietechniken (Fernwärme, 
Wärmepumpen etc., Windkraftanlagen, Bioanla- 
gen) in Anspruch genommen werden. 

Nach § 7 d EStG können erhöhte Absetzungen beim 
Einsatz umweltfreundlicher Techniken (Abwasser, 
Luftverunreinigung, Lärm, Abfallbeseitigung) in 
Anspruch genommen werden. 


Nach der Verordnung über die einkommensteuer- 
liche Behandlung der freien Erfinder vom 30. Mai 
1951 brauchen die für die Erfindertätigkeit laufend 
gemachten Aufwendungen nicht aktiviert zu wer- 
den und dürfen als Betriebsausgaben sofort abgezo- 
gen werden. Auf Einkünfte aus der Verwertung der 
Erfindung wird die Hälfte des durchschnittiichen 
Steuersatzes angewendet. 

Nach der Verordnung über die steuerhche Behand- 
lung der Vergütungen für Arbeitnehmer-Erfindun- 
gen vom 6. Juni 1951 wird die auf diese Vergütun- 
gen entfallende Lohn- oder Einkommensteuer nur 
zur Hälfte erhoben. 

Nach der Verordnung über die steuerhche Behand- 
lung von Prämien für Verbesserungsvorschläge 
vom 18. Februar 1957 sind Prämien, die ein Arbeit- 
geber einem Arbeitnehmer für Verbesserungsvor- 
schläge gewährt, bis zu einem bestimmten Höchst- 
betrag steuerfrei. 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG in Verbindung mit § 52 
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Abs. 2 Nr. 1 AO sind gemeinnützige wissenschaft- 
liche Einrichtungen von der Körperschaftsteuer be- 
freit. 

2. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 

Nach § 3 Nr. 6 GewStG sind gemeinnützige wissen- 
schaftliche Einrichtungen von der Gewerbesteuer 
befreit. 

Bei der Gewerbesteuer sind Spenden nur insoweit 
abzugsfähig, als es sich um Ausgaben zur Förde- 
rung wissenschaftlicher Zwecke handelt (§ 8 Nr. 9 
und § 9 Nr. 5 GewStG). 

3. Investitionszulagen 

Nach § 4 InvZulG wird für Forschungs- und Ent- 
wicklungsinvestitionen eine Investitionszulage in 
Höhe von 20 v. H. der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten gewährt, soweit diese den Betrag von 
500 000 DM nicht übersteigen, und von 7,5 v. H. der 
diesen Betrag übersteigenden Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. Begünstigt sind die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten neuer abnutzbarer 
beweglicher Wirtschaftsgüter des Anlagevermö- 
gens, die ausschließlich FuE dienen, sowie die Her- 
stellungskosten abnutzbarer unbeweghcher Wirt- 
schaf tsgüter, die zu mehr als zwei Dritteln FuE 
dienen (bei geringerer FuE-Nutzung, die aber mehr 
als ein Drittel beträgt, ist nur die Hälfte der Kosten 
begünstigt). 

Nach § 19 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 Buchstabe b BerhnFG 
wird für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, die in einem Betrieb aus- 
schließlich FuE dienen, eine Investitionszulage in 
Höhe von 40 v. H. der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten gewährt (Zulage beträgt ab 500000 
DM 30 V. H.). Für in Berlin (West) belegene abnutz- 
bare unbewegliche Wirtschafts güter, die zu mehr 
als 80 V. H. unmittelbar FuE dienen, beträgt die 
Zulage 25 v. H. der Herstellungskosten (§19 Abs. 1 
Satz 4 Nr. 2 BerlinFG). 

4. Steuern vom Vermögen sowie Erbschaft- und 
Schenkungsteuer 

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 12 VStG ist das Vermögen von 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen vermögensteuerfrei, wenn sie nach 
Satzung, Stiftungsgeschäft oder sonstiger Verfas- 
sung und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsfüh- 
rung ausschließlich und unmittelbar Zwecke erfül- 
len, die i. S. von §§ 51 ff. AO als gemeinnützig aner- 
kannt worden sind. Hierher rechnen insbesondere 
auch die Förderung von Wissenschaft und For- 
schung sowie die Entwicklungshilfe. 

Nach § 101 Nr. 2 BewG gehören Erfindungen, Ur- 
heberrechte sowie Originale urheberrechtlich ge- 
schützter Werke beim unbeschränkt steuerpflich- 
tigen Erfinder oder Urheber nicht zum Betriebsver- 
mögen, wenn sie gemäß § 110 Abs. 1 Nr. 5 BewG 
nicht zum sonstigen Vermögen gehören würden. 
Sie sind somit im Betriebsvermögen des Erfinders 


oder Urhebers ebenso vermögensteuerfrei wie bei 
einer Zugehörigkeit zu seinem Privatvermögen 
(siehe folgenden Absatz). Steuerfrei sind auch 
Diensterfindungen; allerdings entfällt die Steuer- 
freiheit beim Arbeitgeber, wenn dieser die Dienst- 
erfindung in Lizenz vergeben oder in sonstiger 
Weise einem Dritten gegen Entgelt zur Ausnutzung 
überlassen hat. 

Nach § 110 Abs. 1 Nr, 5 BewG gehören eigene 
Erfindungen, Urheberrechte und Originale ur- 
heberrechtlich geschützter Werke sowie Ansprüche 
auf Vergütungen für eigene Diensterfindungen un- 
beschränkt vermögensteuerpflichtiger natürlicher 
Personen nicht zum sonstigen Vermögen und sind 
deshalb vermögensteuerfrei. Beim Tod des Erfin- 
ders oder Urhebers güt die Vermögensteuerfreiheit 
auch, wenn die Erfindung usw. auf den unbe- 
schränkt steuerpflichtigen Ehegatten oder die 
unbeschränkt steuerpflichtigen Kinder übergeht. 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchstabe b ErbStG 
sind Schenkungen unter Lebenden und Zuwen- 
dungen von Todes wegen an bereits bestehende 
oder vom Schenker oder Erblasser errichtete Wis- 
senschafts-, Forschungs- und/oder Entwicklungs- 
hilf eeinrichtungen, die als gemeinnützig i. S. von 
§§ 51 ff. AO anerkannt sind oder die Voraussetzun- 
gen für die Anerkennung erfüllen, schenkung(erb- 
schaft) steuerfrei. 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 17 ErbStG sind Schenkungen 
unter Lebenden und Zuwendungen von Todes we- 
gen an natürliche oder juristische Personen, die mit 
der Auflage verbunden sind, sie für solche Wissen- 
schafts-, Forschungs- und/oder Entwicklungshilfe- 
aufgaben zu verwenden, die i. S. von §§ 51 ff. AO als 
gemeinnützig angesehen werden (sog. Zweckzu- 
wendungen), schenkung(erbschaft) steuerfrei, so- 
fern die Verwendung zu dem bestimmten Zweck 
gesichert ist. 

Nach § 3 Abs, 1 Nr. 1 GrStG ist Grundbesitz, der von 
einer inländischen juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts für einen öffentlichen Dienst oder Ge- 
brauch benutzt wird, von der Grundsteuer befreit. 
Wissenschafts-, Forschungs- und/oder Entwick- 
lungseinrichtungen der öffentlichen Hand fallen mit 
ihren Grundstücken hierunter. 

Nach § 3 Abs. 1 Nr, 3 GrStG ist Grundbesitz, der von 
einer inländischen juristischen Person Öffentlichen 
Rechts oder einer privatrechtiichen gemeinnützigen 
Einrichtung für Zwecke benutzt wird, die i. S. von 
§§51 ff. AO als gemeinnützig anzusehen sind, 
grundsteuerbefreit. Unter die begünstigungsaus- 
lösenden Zwecke fallen auch Wissenschafts-, For- 
schungs- und Entwicklungsauf gaben. 

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 GrStG ist Grundbesitz, der von 
einer Rehgionsgesellschaft des öffentlichen Rechts, 
einem ihrer Orden, einer ihrer retigiösen Genossen- 
schaften oder einem ihrer Verbände für Zwecke der 
Wissenschaft - also einschtießlich wissenschaft- 
licher Forschung - benutzt wird, von der Grund- 
steuer befreit. 
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Nach § 4 Nr. 5 GrStG ist Grundbesitz, den der 
Eigentümer für Zwecke der Wissenschaft - also 
einschließlich wissenschaftlicher Forschung - 
benutzt, von der Grundsteuer befreit, wenn durch 
die Landesregierung oder die von ihr beauftragte 
Stelle anerkannt ist, daß der Benutzungszweck im 
Rahmen öffentlicher Aufgaben liegt. Unter densel- 
ben Voraussetzungen ist Grundbesitz der öffent- 
lichen Hand, der einer natürlichen oder juristischen 
Person für die begünstigungsauslösenden Zwecke 
überlassen ist, von der Grundsteuer befreit. 

5. Bei der Umsatzsteuer und den Verkehrsteuern 
bestehen folgende steuerliche Vergünstigungen: 

Nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG unterliegen Leistungen 
gemeinnütziger Körperschaften, soweit sie nicht im 
Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
bewirkt werden, dem ermäßigten Steuersatz (von 
z. Z. 7 V. H.). Die Steuerermäßigung gilt auch für die 
im Rahmen einer als gemeinnützig anerkannten 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit bewirkten 
Leistungen. 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 und § 2 Abs. 6 BerlinFG sind 
die technische und wirtschaftliche Beratung und 
Planung für Anlagen außerhalb von Berlin (West) 
einschließlich der Anfertigung von Konstruktions-, 
Kalkulations- und Betriebsunterlagen und der 
Überwachung der Ausführung durch Umsatzsteuer- 
Kürzungsansprüche für den Berliner Unternehmer 
und den westdeutschen Auftraggeber begünstigt, 
wenn der Berliner Unternehmer dabei ausschließ- 
lich oder zum wesentlichen Teil in Berlin (West) 
tfjtifi f}('\v()rcipn ist 

Nach § 1 Abs. 2 Nr. 6 und § 2 Abs. 6 BerlinFG 
werden für die Überlassung von gewerblichen Ver- 
fahren, Erfahrungen und Datenverarbeitungspro- 
grammen, die ausschließlich oder zum wesentlichen 
Teil in Berlin (West) entwickelt oder gewonnen wor- 
den sind, Umsatzsteuerkürzungsansprüche ge- 
währt. 

Nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 KVStG sind der GeseUschaft- 
steuer unterliegende Vorgänge bei inländischen 
Kapitalgesellschaften, die nach Satzung und tat- 
sächlicher Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen Zwecken, also u. a. 
auch der Wissenschaft, Forsdhung und/oder Ent- 
wicklung dienen, von der Gesellschaftsteuer be- 
freit. 

6. Bei den Zöllen und Verbrauchsteuern einschließlich 
Einfuhrumsatzsteuer bestehen folgende Vergünsti- 
gungen: 

Nach § 8 Abs. 6 MinöStG kann der Bundesminister 
der Finanzen in besonders gelagerten Einzelfällen 
die steuerbegünstigte Verwendung von Mineralöl 
zulassen. 

Nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 b TabStG dürfen mit zollamt- 
licher Qenehmigung Tabakwaren und Zigaretten- 
hüllen für wissenschaftlich fundierte Versuchs- 
zwecke und für Untersuchungen nach wissen- 
schaftlichen Methoden unversteuert verwendet 
werden. 


Für wissenschaftliche Materialien und deren Zube- 
hör, die nur vorübergehend eingeführt werden, 
kommt eine Befreiung von den Zöllen und der Ein- 
fuhrumsatzsteuer nach Artikel 11 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3599/82 und § 1 EUStBV in Betracht. 

Nach Artikel 50 bis 59 der Verordnung (EWG) Nr. 
918/83 und § 1 EUStBV sind Gegenstände erziehe- 
rischen, wissenschaftlichen oder kulturellen Cha- 
rakters unter bestimmten Voraussetzungen von den 
Zöllen und der Einfuhrumsatzsteuer befreit. 

Durch entsprechende Abkommen und Verein- 
barungen über Vorrechte und Befreiungen sind 
bestimmte zwischenstaatliche Organisationen, die 
sich mit wissenschaftlichen Forschungsaufgaben 
befassen, allgemein von Zöllen und sonstigen Ab- 
gaben für die von ihnen eingeführten und für den 
Organisationszweck benötigten Waren befreit. 

Ferner wurden durch Ratsentscheidung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft oder der Europäischen 
Gemeinschaften bestimmte Unternehmen als soge- 
nannte gemeinsame Unternehmen i. S. des Artikels 
45 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft mit der Folge errichtet, daß ihr 
wissenschaftliches und technisches Material, mit 
Ausnahme des Baumaterials und des Materials für 
Verwaltungszwecke, von allen Zöllen und Abgaben 
gleicher Wirkung befreit ist. 

7. Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
Steuer- und Zollrecht bestimmte Sonderregelungen 
enthalten, die entweder auf den Bereich von Wis- 
senschaft, Forschung und/oder Entwicklung zuge- 
schnitten sind oder im Rahmen eines weiter gefaß- 
ten Begünstigungszwecks greifen, dem sich Wis- 
senschaft, Forschung und/oder Entwicklung unter 
bestimmten Voraussetzungen unterordnen lassen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß einige Vergünsti- 
gungen auslaufen. Es handelt sich dabei um Son- 
derabschreibungen auf FuE-Investitionen nach § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe u EStG in Verbindung mit 
§ 82 d EStDV, um die erhöhten Absetzungen bei 
Anwendung moderner Energietechniken nach § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q in Verbindung mit § 82 a 
EStDV, um die erhöhten Absetzungen beim Einsatz 
umweltfreundlicher Techniken nach § 7 d EStG, um 
die Vergünstigungen nach der Verordnung über die 
einkommensteuerliche Behandlung der freien Er- 
finder, der Verordnung über die steuerliche 
Behandlung der Vergütungen für Arbeitnehmer- 
Erfindungen und der Verordnung für die steuer- 
liche Behandlung von Prämien für Verbesserungs- 
vorschläge sowie um die Investitionszulage auf 
FuE-Investitionen nach § 4 InvZulG. Die Höhe der 
Investitionszulage für FuE-Investitionen nach § 19 
BerlinFG wird vermindert. 

20. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zur Vereinfachung der Forschungsförderung 
zu ergreifen? 

Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung zum 

Abbau unnötiger Bürokratie in der Forschungsförde- 
rung haben sich an folgenden Zielen orientiert: 
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— Abbau inhaltlicher staatlicher Vorgaben in der For- 
schungspoütik i. S. von weniger Einflußnahme auf 
die Forschungsziele; 

— Deregulierung der rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen, insbesondere Lockerung der Regelungsdichte 
bei den Ordnungsvorschriften im Interesse von 
mehr Flexibilität, mehr Eigenvereintwortung und 
eines besseren Forschungskhmas; 

— Vereinfachung der Förderverfahren durch Ein- 
schränkimg, Beschleunigung und Vereinfachimg 
der Verwaltungsprozeduren im Interesse von Wis- 
senschaft und Wirtschaft. 

Wirtschaft, Hochschvden und außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen erkennen die bisherigen Bemü- 
hungen und die erzielten Fortschritte an. Für die der- 
zeit häufig diskutierten Bürokratieprobleme im Hoch- 
schulbereich tragen in erster Linie die Länder Verant- 
wortung. 

Im einzelnen haben die Anstrengungen der letzten 
Jahre von seiten des Bundes zu folgenden Fortschritten 
geführt: 

Institutionelle Förderung 

Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 

Förderung von Forschung und Technologie in der 
Wirtschaft 

Stärkung der Eigenverantwortung der Wirtschaft, u. a. 
durch Reduktion der direkten Projektförderung und 
Einführung indirekter und in direkt- spezifischer För- 
dermaßnahmen, insbesondere für die Förderung ange- 
wandter FuE bei kleinen und mittleren Unternehmen: 
Forschungspersonal-Zuwachsförderung, Mikroperi- 
pherik, Fertigungstechnik, Auftragsforschung, For- 
schungskooperation zwischen Industrie und For- 
schungseinrichtungen, Förderung technologieorien- 
tierter Untemehmensgründungen, Anwendung bio- 
technologischer Verfahren. Bei diesen Fördermaßnah- 
men sind wesentliche Erleichterungen durch Vermin- 
derung der Berichtspflichten, Verzicht auf fachliche 
Begutachtung durch Gutachtergremien, ausschließ- 
liche Nutzung der Forschungsergebnisse durch den 
Zuwendungsempfänger sowie durch vereinfachte und 
pauschalierte Abrechnungsverfahren erreicht worden 
(siehe auch die Antwort zu Frage 11). 

Förderung der Hochschulforschung 

Es besteht Konsens mit den Hochschulen über unkom- 
plizierte und zügige Förderverfahren des Bundes, die 
den diesbezüglichen administrativen Aufwand auf das 
haushaltsrechtliche und förderpolitische Minimum be- 
schränken. 1985 hat eine Arbeitsgruppe aus Vertretern 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz, der Kvdtusmi- 
nisterkonferenz, der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft, der Max-Planck-Gesellschaft sowie einiger Uni- 
versitäten festgestellt, daß sich das bisherige Förder- 
verfahren des BMFT im ganzen als zweckmäßig und 
weitgehend problemlos erwiesen hat. 

Die Bimdesregierung hat darüber hinaus mit dem 
Leibniz-Programm die Arbeitsmöglichkeiten und For- 


schimgsfreiräume für Spitzenforscher weiter verbes- 
sert und diese von administrativen Arbeitsaufwand 
weitestgehend entlastet. Das Programm, aus dem bis- 
her 33 Förderpreise an Wissenschaftler vergeben wur- 
den, arbeitet mit vereinfachten Bewilligungsbedingun- 
gen, die den Wissenschaftlern einen äußerst flexiblen 
Einsatz der Fördermittel erlauben (siehe auch die Ant- 
wort zu Frage 7). 

Die Entbürokratisierung der Forschung bleibt jedoch 
trotz dieser Erfolge eine Herausforderung an die Ver- 
antwortlichen in Bund und Ländern. Die Bundesregie- 
rung wird auch künftig in ihren Anstrengungen nicht 
nachlassen und alle Maßnahmen prüfen, die im Inter- 
esse eines forschungsfreundlichen Klimas unnötige 
Beschränkungen abbauen und Handlungsspielräume 
erweitern. Dazu gehören u. a. 

— weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Flexibilität 
in der institutionellen Förderung. Im einzelnen wird 
auf die Antworten zu den Fragen 6 und 23 ver- 
wiesen. 

— Neufassimg der Bewirtschaftungsgrundsätze für 
Zuwendungen auf Kostenbasis an Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft für Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben. Die überarbeiteten Bewilli- 
gungsbedingungen sehen folgende Vereinfachun- 
gen vor: 

— Einführung pauschalierter Abrechnungsverfah- 
ren bei wichtigen Kostenarten für kleine und 
mittlere Unternehmen; 

— Finanzierung vorhabenspezifischer Anlagen 
über anteilige Abschreibungen, wodurch insbe- 
sondere verwaltungsaufwendige Restwertaus- 
gleichsverfahren vermieden werden; 

— Vereinfachungen bei Mitteilungspflichten des 
Zuwendimgsempfängers und Zustimmungen 
durch den Zuwendungsgeber; 

— Verzicht auf das Fördermodell der marktnahen 
Förderung, das in der Praxis zu erheblichem Auf- 
wand bei Zuwendungsempfänger und Zuwen- 
dungsgeber geführt hat. Zukünftig sollen die 
Rückzahlungsmodalitäten flexibel den Verhält- 
nissen des Einzelfalles angepaßt werden. 

— Einfühning einer Beleihungsnorm in die Bundes- 
haushaltsordnung. Eine derartige Norm soll es er- 
möglichen, juristischen Personen des Privatrechts 
die Befugnis zu verleihen, unter der Fachaufsicht 
des Ministeriums auf dem Gebiet der Zuwendun- 
gen im eigenen Namen öffentlich-rechtliche 
Zuwendungsbescheide zu erlassen. Insgesamt er- 
hofft sich der BMFT durch diese Maßnahme eine 
deutliche Entlastung von Routineaufgaben und 
auch eine Beschleunigung des Förderverfahrens. 

— Darüber hinaus wird die Bundesregierung auch 
künftig im Rahmen ihrer indirekten und indirekt- 
spezifischen Programme Fördermaßnahmen für be- 
stimmte Zielgruppen zu vereinfachten Bedingim- 
gen zur Verfügung stellen. 

21. Welche Forschimgszulagen aus dem Bundeshaus- 
halt, die als indirekte oder indirekt-spezifische 
Forschungsförderung bezeichnet werden, existie- 
ren gegenwärtig und mit welchen Laufzeiten? 
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Gegenwärtig existieren folgende indirekte Fördermaß- 
nahmen (ohne steuerliche Förderung): 

— Industrielle Gemeinschaftsforschung; 

— Forschungspersonal-Zuwachsförderung - die Maß- 
nahme wird noch ab gewickelt, läuft aber aus; 

— Auftragsforschung und -entwicklung - befristet bis 
Ende 1991; 

— Modellversuch „Technologieorientierte Unterneh- 
mensgründungen“ - befristet bis 31. Dezember 
1988; 

— Forschungskooperation zwischen Industrie und 
Wissenschaft - aufgrund der positiven Erfahrungen 
wurde die Maßnahme bis Ende 1991 verlängert. 

Gegenwärtig existieren folgende indirekt- spezifische 

Fördermaßnahmen; 

— Fertigungstechnik - CIM - befristet bis 31. Dezem- 
ber 1992; 

— Mikroperipherik ~ nur noch Abwicklung, keine 
Neuanträge möglich; 

— Biotechnologie - befristet bis 31. Dezember 1989. 


22. Welche besonderen forschungsfördernden Maß- 
nahmen wurden bisher für Ideine und mittlere 
Unternehmen ergriffen? 

Das Konzept zur Forschungsförderung des Mittelstan- 
des soll dazu beitragen, daß kleine und mittlere Unter- 
nehmen die Herausforderungen des technisch-wissen- 
schaftlichen Strukturwandels meistern und größenbe- 
dingte Nachteile ausgeglichen werden. Neue Initia- 
tiven seit 1982, die in der Ausgestaltung der Maßnah- 
men vor allem auf kleine und mittlere Unternehmen 
zielen, waren vor allem: 

— die Einführung der Forschungspersonal- Zuwachs- 
förderung in 1985; 

— die Neukonzeption der Auftragsforschung und -ent- 
wicklung (Einbeziehung mittierer Unternehmen, 
höherer Fördersatz für kleine Unternehmen); 

— die Einführung der Fördermaßnahme Forschungs- 
kooperation zwischen Industrie und Wissenschaft in 
1985; 

— die Einführung indirekt- spezifischer Maßnahmen in 
der Fertigungstechnik, in der Mikroelektronik imd 
Mikroperipherik sowie in der Biotechnologie. 

Folgende Beträge wurden vom Bund innerhalb dieser 
Maßnahmen zur Verfügung gestellt: 


Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation in kleinen und mittleren Unternehmen 
durch den Bund im Zeitraum von 1982 bis 1987 

- Mio. DM - 


Ressort/Maßnahme 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987') 

BMFT 

- Forschungspersonal- Zuwachsförderung 

- 

- 

- 

1-7 

40,3 

56,8 

- Indirekt-spezifische Maßnahmen 

O Sonderprogramm Mikroelektronik 

75,3 

130,1 

108,0 

14,5 

- 

- 

O Fertigungstechnik 

- 

- 

31,9 

90,0 

106,6 

72,6 

O Mikroperipherik 

- 

- 

- 

1,2 

10,0 

17,7 

O Bioverfahrenstechnik 

- 

- 

- 

- 

0,5 

6,8 

- Fachprogramme BMFT 

237,9 

185,7 

168,5 

172,0 

200,6 

196,1 

“ Auftragsforschung und -entwicklung 

13,0 

13,1 

21,2 

40,0 

50,6 

49,1 

“ Forschxingskooperation 

- 

- 

- 

2,0 

7,4 

13,4 

- Förderung von Innovationsberatungsstellen 

und Technologie-Transferstellen 

8,9 

8,6 

8,3 

6,8 

6,8 

4,6 

- TOU-Wagnisfinanzierung 

6,0 

5,9 

16,1 

36,5 

40,3 

42,8 

Summe BMFT 

341,1 

343,4 

354,0 

364,7 

463,1 

459,9 


BMWi 


- Personalkostenzuschuß 

390,0 

375,0 

320,0 

380,0 

368,0 

192,4 

- Technologische Erstinnovation 

9,9 

3,6 

- 

- 

- 

- 

“ Förderung von FuE bei KMU in Berlin 

6,3 

7,6 

8,1 

8,0 

8,4 

8.4 

~ Industrielle Gemeinschaftsforschung 

83,5 

84,7 

84,9 

95,0 

96,8 

101,8 

Summe BMWi 

489,7 

470,9 

413,0 

483,0 

473,2 

302,6 

Insgesamt 

830,8 

814,3 

767,0 

930,0 

936,3 

762,5 


Quelle: Bundesbericht Forschung 1988 (Drucksache 11/2049), S. 102 


Vorläufige Ist-Werte 
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23. Welche strukturellen nichtmonetären Forschungs- 
hemmnisse sieht die Bundesregierung bei vom 
Bund ganz oder teilweise finanzierten For- 
schungseinrichtungen, und welche Maßnahmen 
gedenkt sie zum Abbau zu ergreifen? 

1. Strukturelle, nichtmonetäre Forschungshemmnisse 
haben zum Teil ihre Ursache darin, daß die meisten 
Forschungseinrichtungen auf der einen Seite aus 
wohlerwogenen Gründen privatrechtlich organi- 
siert sind, auf der anderen Seite aber als Zuwen- 
dungsempfänger den Regeln des öffentlichen Haus- 
haltsrechtes unterliegen. Hieraus können sich u. a. 
folgende Reibungspunkte ergeben: 

— Die Stellenpläne lassen nur geringen Spielraum, 
den Personalbedarf aus wechselnden Anforde- 
rungen in Forschung und Entwicklung schnell 
und sachbezogen zu befriedigen und personelle 
Engpässe zu vermeiden. 

— Durch Entwicklungen, die ihre Ursache teilweise 
weit in der Vergangenheit haben, ist es zu einer 
Alters Struktur in den Forschungseinrichtungen 
gekommen, die besonders im Bereich des wis- 
senschaftlichen Personals zu Besorgnis Anlaß 
gibt. Um hier zu Verbesserungen zu kommen, 
wäre z. B. ein verstärkter Übergang von Wissen- 
schaftlern und Ingenieuren in die Wirtschaft 
wünschenswert. Die personelle Mobilität wird 
vor allem dadurch erschwert, daß erworbene An- 
wartschaften auf Altersversorgung insbesondere 
der VBL nicht übertragbar sind. Das mit einem 
Wechsel in die Wirtschaft verbundene Ausschei- 
den aus der VBL-Zusatzversorgung bedeutet für 
den Mitarbeiter einen Verlust an Versorgungs- 
anwartschaften. 

— Der Bundesangestelltentarif -Vertrag enthält 
Fallgruppen, die primär für Verwaltungsauf- 
gaben gebildet wurden und die den sich rasch 
wandelnden Anforderungen im Bereich For- 
schung und Entwicklung nicht immer gerecht 
werden. Für junge Bewerber steht außerdem - 
im Unterschied zu Mitarbeitern mit langjähriger 
Beschäftigungszeit - der mit der BAT- Vergütung 
verbundene Vorteil der günstigen VBL-Alters- 
versorgung noch nicht so sehr im Vordergrund. 
Die Gewinnung von Spezialisten und besonde- 
ren Leistungsträgem in Konkurrenz zur Industrie 
oder zu Angeboten aus dem Ausland ist dadurch 
erschwert. 

Die angesprochenen Probleme berühren teilweise 
Gmndsatzf ragen, die weit über den Bereich der 
Forschungseinrichtungen hinausgehen. Sie können 
daher auch nur in einem größeren Zusammenhang 
weiterverfolgt werden. Die durch Anwendung des 
öffentlichen Dienstrechts seit über 20 Jahren in den 
Forschungseinrichtungen gewachsenen Stmkturen, 
z. B. bei Gehältern und Altersversorgung, sind auch 
praktisch nicht mehr rückgängig zu machen. 

2. Weitere Erschwernisse bestehen bei verschiedenen 
Forschungseinrichtungen aufgmnd einer Vielzahl 
von Auflagen z. B. im Bereich der Sicherheit und 
des Objektschutzes. Hierdurch werden in erheb- 


lichem Umfang Stellen gebunden, die damit nicht 
mehr für die Forschung zur Verfügung stehen. Ähn- 
liches gilt für die inzwischen stark gewachsene Zahl 
von Beauftragten, die für die Überwachung der Ein- 
haltung von Auflagen bestellt werden mußten. Wei- 
terhin sind in den letzten Jahren wichtige Rechtsge- 
biete neu geregelt worden, die die Forschung 
erheblich tangieren; die Bundesregierung hat die 
Interessen der Forscher weitestmöglich in die ent- 
sprechenden Gesetzgebungsverfahren eingebracht. 
Dennoch gibt es in den Forschungseinrichtungen 
Sorgen dahin gehend, daß durch eine weitere 
Kumulierung von Regelungen insgesamt eine die 
Forschung hemmende „Umwelt" entstehen könnte. 
Die Bundesregierung wird sich daher im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten darum bemühen, daß Beein- 
trächtigungen im Forschungsbetrieb so gering wie 
möglich gehalten werden. 

3. Forschung braucht immer wieder auch ungewöhn- 
liche Arbeitszeiten, vor allem den Rund-um-die- 
Uhr-Betrieb von Großgeräten wie Beschleunigern, 
Weltraumeinrichtungen etc. Die Bundesregierung 
hat daher in ihrem den parlamentarischen Gremien 
vorliegenden Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes 
eine Forschungsklausel vorgeschlagen; danach 
können für Forschungsarbeiten Ausnahmen von 
wesentlichen Restriktionen des Arbeitszeitrechts 
(z. B. Dauer der werktäglichen Arbeitszeit) zugelas- 
sen werden. 

4. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Transfer von Kenntnissen, wissenschaftlichen 
Ergebnissen und Technologie entwicklungen in die 
Praxis eine originäre und besonders wichtige Auf- 
gabe für die Forschungseinrichtungen darstellt. 
Hierbei können auch steuerrechtliche Vorschriften 
zumindest bei einigen Arten des Transferprozesses 
(z.B. gemeinsame Tochterunternehmen und Fir- 
mengründungen) zum Zweck des Technologie- 
transfers, Bedeutung erlangen. Darüber hinaus 
haben sich bei der steuerlichen Behandlung der 
Auftragsforschung durch Forschungseinrichtungen 
Fragen hinsichtlich ihrer Einstufung als wirtschaft- 
licher Geschäftsbetrieb ergeben. Die Bundesregie- 
rung ist mit den obersten Finanzbehörden der Län- 
der im Gespräch, um zu einer Klärung zu gelangen. 

Bereits in der Antwort zu Frage 6 wurde dargelegt, daß 
in den letzten Jahren wichtige Schritte zur Verringe- 
rung administrativer Hemmnisse und Reibungspimkte 
erreicht werden konnten. Weiteren, aus Forschungs- 
sicht wünschenswerten Verbesserungen stehen aber 
schwerwiegende haushaltsrechtliche und sachliche 
Bedenken entgegen, so daß bisher noch keine Lösun- 
gen gefunden wurden. Die Bundesregierung ist jedoch 
der Auffassung, daß bei forschungsbezogener Hand- 
habung des vorhandenen Instrumentariums sowohl 
staatlichen Vorschriften als auch wissenschaftlichen 
Belangen Rechnung getragen werden kann. So sollte 
es möglich sein, innerhalb des gegebenen Rahmens 

— die Motivation und Beweglichkeit der Forschungs- 
einrichtungen z. B. durch mehr Eigenverantwortung 
zu stärken. 
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— die Anreize für die GFE zur Einwerbung von Indu- 
strieforschungsaufträgen, wie generell zum Wis- 
senstransfer, zu vermehren, 

— die Möglichkeiten zur Übertragung erworbener 
Alterssicherungsansprüche als Mobilitätserleichte- 
rung beim Wechsel aus dem öffentlichen in den 
privaten Bereich und umgekehrt zu verbessern. 


25. Was gedenkt die Bundesregierung zu unterneh- 
men, um die Zahl der Projektträger schäften zu 
verringern, und wie beurteilt sie die Möglichkeit 
der Einschaltung privater Management-Unter- 
nehmen zum Zwecke der Abwicklung staatlicher 
Forschungsförderungsmaßnahmen? 

Die Projektträger, wie sie der BMFT für seinen Bereich 
eingerichtet hat, sind ein unentbehrliches Hilfsinstru- 
ment im Rahmen der Projektförderung. Ohne den ad- 
ministrativen Beistand und vor allem ohne den wissen- 
schaftlichen Sachverstand der Projektträger wäre eine 
zukunftsorientierte Forschungs- und Technologieför- 
derung nicht mehr denkbar. 

Das Aufgabenspektrum der Projektträger begrenzt 
sich nicht nur auf das klassische Fördermanagement, 
d. h. Planung, Vorbereitung, Steuerung und Bewer- 
tung von Vorhaben, sondern erstreckt sich auch auf die 
Übernahme von Begleitfunktionen wie Unterstützung 
des BMFT z. B. bei der Programmaufstellung und -fort- 
schreibung, Mitarbeit in internationalen Gremien, 
Organisation von Messen und Ausstellungen, Status- 
seminaren usw. 

Auch stellt die Vielfalt der Förderinstrumente neue 
Anforderungen an die Projektträger. Während sie in 
den früheren Jahren ausschließlich Vorhaben der 
direkten Projektförderung betreuten, haben viele Pro- 
jektträger inzwischen zusätzlich die Palette der indi- 
rekten und indirekt- spezifischen Förderinstrumente 
sowie die Fördermethode der Verbundforschung zu 
beherrschen. Die steigende Zahl von Verbundvorha- 
ben erfordert insbesondere in der Planungsphase eine 
arbeitsintensive Vorbereitung, die überwiegend von 
den Projektträgem zu leisten ist. 

Die Projektträger tragen wesentlich dazu bei, die Res- 
sorts bei ihrer Forschungsförderung von nichtministe- 
riellen Aufgaben zu entlasten. 

Die Bundesregierung ist jedoch bestrebt, daß der Auf- 
wand für die Projektträger in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Aufgaben steht. Daher unterliegt vor 
allem die Personalentwicklung bei den Projektträgern 
einer ständigen, kritischen Beobachtung und Steue- 
rung. 

Die Einschaltung privater Management-Unternehmen 
wird von der Bundesregierung nicht erwogen. Abge- 
sehen davon, daß private Unternehmen mit dem 
Instrumentarium des öffentlichen Haushaltsrechts 
nicht von vornherein vertraut sind, wäre auch eine 
deutliche Kostensteigenmg zu erwarten. Bei der Inan- 
spruchnahme der Projektträger sind 5 v. H. der verwal- 
teten Fördermittel als Kostenobergrenze angesetzt. Die 
Bundesregierung hat auch Zweifel, ob mit einer Verla- 


gerung der Projektträgertätigkeit von Forschungsein- 
richtungen auf private Unternehmen die notwendige 
Wettbewerbsneutralität gewahrt bliebe. Diese Haltung 
schließt jedoch nicht aus, in hierfür geeigneten Einzel- 
fällen, z. B. bei der Durchführung von Großprojekten, 
sich der Managementkapazität von Unternehmen zu 
bedienen. 

26. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
im Rahmen der Umweltforschimg verstärkt von 
der Diagnose zur Therapie von Umweltschäden zu 
gelangen, und wo liegen gegebenenfalls die be- 
sonderen Ansatzpunkte? 


Die Bundesregierung hat im Rahmen des Programms 
„Umweltforschung und -technologien 1984 bis 1987" 
sowohl Forschungs- und Entwicklungsvorhaben geför- 
dert, die die Diagnose von Umweltschäden ermög- 
lichen, als auch solche, die der Verhinderung, Beseiti- 
gung oder Minderung von Umweltschäden dienen. 
Wirksame Vermeidung oder Therapie von Umwelt- 
schäden setzt allerdings vertiefte Kenntnis der Zusam- 
menhänge im Naturhaushalt und möglicher Auswir- 
kungen anthropogener Eingriffe in die Umwelt voraus. 
Ökosystemare Untersuchungen, mit denen die ökolo- 
gischen Prozesse und Zusammenhänge besser als bis- 
her verstanden werden, müssen deshalb helfen, bes- 
sere Grundlagen für Konzepte zur Umwelterhaltung 
bzw. -Sanierung zu schaffen. Mit fortschreitendem 
Kenntnisstand bekommen jene Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben Vorrang, die wirksame Wege und 
Verfahren zur Abhilfe drohender oder eingetretener 
Umweltschäden erschließen. Neben der Entwicklung 
technischer Konzepte, z. B. zur Altlastensanierung oder 
umweltverträglicher Abwasser- und Abfallentsorgung, 
sind solche zur Aufbereitung von Trinkwasser entwik- 
kelt und erfolgreich erprobt worden. 

Ergebnisse von Forschung und Entwicklung im Rah- 
men der Umweltforschung fließen bereits seit Jahren in 
die Gesetzgebung ein (z.B. ChemG, TA Luft, TA Bo- 
den, TA Abfall). Große Bedeutung kommt über die im 
nationalen Rahmen eingeleiteten Maßnahmen hinaus 
der Reduktion der grenzüberschreitenden Immissio- 
nen zu. Hier konnten auf internationaler Ebene wich- 
tige Anstöße gegeben werden. Die Nordsee-Konferen- 
zen, Verhängungen mit den Nachbarstaaten über 
Reinhaltung von Luft und grenzüberschreitenden 
Gewässern, der Katalysator- Kompromiß innerhalb der 
EG, die Einigung über die Verringerung des Einsatzes 
von Fluorchlorkohlenwasserstoff-Treibgasen oder das 
EUREKA-Forschungsprojekt Eurosüva sind Beispiele, 
Dennoch sind hier künftig verstärkte Anstrengungen 
nötig. 

Generell ist zu bemerken, daß auf lange Sicht die 
Entwicklung von Vermeidungsstrategien Vorrang vor 
der Therapie bereits eingetretener Umweltschäden 
haben wird. 

Die vom BMFT geforderte und geförderte Beteiligung 
von Herstellern und Anwendern bereits bei Entwick- 
lung und Erprobung neuer Umweltschutztechniken, 
z.B. im Rahmen von breitangelegten Verbundvorha- 
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ben, die laufende Veröffentlichung der FuE-Ergeb- 
nisse sowie der ständige Erfahrungsaustausch zwi- 
schen den in FuE Beteiligten und den für regulatori- 
sche Umweltschutzmaßnahmen verantwortlichen Stel- 
len bieten beste Voraussetzungen dafür, daß FuE im 
Dienste des Umweltschutzes sowohl praxisorientiert 
durchgeführt und gefördert werden als auch zu an- 
wendungsfreundlichen Ergebnissen führen, die meist 
rasch Eingang in die allgemeine Umweltschutzpraxis 
finden. Derzeit wird überlegt, inwieweit die exemplari- 
sche Sanierung von Fließgewässern, die danach wie- 
der eine erwünschte Nutzung erlauben, sowohl die 
hierbei zu lösenden komplexen Aufgaben beherrsch- 
barer macht als auch - durch den sichtbaren Erfolg - zu 
breiten Anstrengungen und zur Nachahmung moti- 
viert. 

Die Bundesregierung hat Maßnahmen zur Erleich- 
terung und Hilfe bei der Finanzierung von Umwelt- 
schutzmaßnahmen und zur Einführung neuer Techni- 
ken ergriffen und ist entschlossen, soweit notwendig, 
weitere Anreize hierzu zu schaffen. Sie will damit auch 
erreichen, daß die bereits verfügbaren Umweltschutz- 
techniken tatsächlich eingesetzt werden und Innova- 
tionen nicht in Erwartung möglicher weiterer tech- 
nischer Entwicklungen zurückgestellt werden. 


27. Wie sieht die Bundesregierung gegenwärtig die 
Perspektiven der künftigen deutschen Weltraum- 
pohtik in schwerpunktmäßiger und organisatori- 
scher Hinsicht? 


Für die Bundesregierung ist die Mitwirkung der Bun- 
desrepublik Deutschland an der Erschließung und 
Nutzung des Weltraums eine wichtige Aufgabe; deut- 
sche Weltraumaktivitäten sind ein wesentiiches Ele- 
ment ihrer Technologie-, Wissenschafts- imd Wirt- 
schafts- und Außenpolitik. 

Im Vordergrund steht das Ziel, die in der Raumfahrt 
liegenden Nutzungsmöglichkeiten für die wissen- 
schaftliche Forschung, die wirtschaftlich-industrielle 
Anwendung, zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben und 
zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit 
aktiv wahrzunehmen und dabei für die Bundesrepu- 
blik Deutschland eine ihrer erwiesenen Leistungs- 
fähigkeit und internationalen Bedeutimg entspre- 
chende Rolle zu sichern. 

Die deutschen Weltraumziele sollen sich neben den in 
internationaler Kooperation abzuwickelnden Vorha- 
ben in einem verstärkten nationalen Programmteil ver- 
wirklichen, um die notwendige Kompetenz und Lei- 
stungsfähigkeit der deutschen Beteiligten für Mitwir- 
kung und Nutzung im nationalen und internationalen 
Rahmen sicherzustellen. Nur so kann eine teüweise 
federführende Beteiligung bei internationalen Pro- 
grammen und Vorhaben, vor allem in der europäi- 
schen Zusammenarbeit im Rahmen der ESA erreicht 
werden. 

Das Bundeskabinett hat bereits am 16. Januar 1985 
weitreichende Festlegungen zur deutschen Beteili- 
gung an europäisch-internationalen Weltraumvorha- 


ben getroffen, insbesondere zu den Projekten ARIANE 
5 und COLUMBUS der Europäischen Weltraumorgani- 
sation ESA. Am 31. Januar 1985 hat der auf Minister- 
ebene tagende ESA-Rat in Rom den Zielsetzungen 
eines kohärenten europäischen Weltraumprogramms 
langfristiger Ausrichtung, das eine eigenständige, 
wettbewerbsfähige Kapazität Europas im Weltraum 
umfaßt, zugestimmt. 

Die Bundesregierung hat am 6. November 1987 mit 
grundlegenden Entscheidungen die deutsche Welt- 
raumpolitik 1988 bis 2000 weiter konkretisiert. 
Beschlossen wurde ein Programm- Orientierungsrah- 
men, der mit 27,9 Mrd. DM, davon 10,3 Mrd. DM für 
nationale Maßnahmen einschließlich DFVLR-Förde- 
rung und 17,6 Mrd. DM für die Beteüigung an ESA- 
Programmen, beziffert wurde. Dabei entfallen 8,3 Mrd. 
DM auf die europäischen Zukunftsprojekte der 
Weltrauminfrastruktur ARIANE 5, COLUMBUS und 
HERMES. 

Der Rat der ESA hat auf Ministerebene und unter 
deutscher Präsidentschaft am 10. November 1987 in 
Den Haag den „Langfristigen Europäischen Weltraum- 
plan 1987 bis 2000“ grundsätzlich gebilligt. Die deut- 
sche Forderung nach einer 15- bis 20prozentigen Kür- 
zung des Gesamtvolumens Wurde vom Generaldirek- 
tor der ESA aufgegriffen und soll in der Planung 
berücksichtigt werden. Beschlossen wurde die Ent- 
wicklung von ARIANE 5, COLUMBUS und HERMES 
sowie, für später, des Datenrelaissatelliten DRS als 
fakultative ESA- Programme und die grundsätzlichen 
Aspekte für die Nutzungsprogramm« Telekommunika- 
tion, Erderkundung und Forschung unter Schwere- 
losigkeit. Eine Überprüfung, der Projekte COLUMBUS 
und HERMES ist am Ende der bis 1990 reichenden 
1. Projektphasen vorgesehen. Ein Beschluß über eine 
Verstärkung des Wissenschaftsprogramms der ESA 
konnte noch nicht definitiv erreicht werden. 

Die Verhandlungen mit den USA über die europäische 
Beteiligung COLUMBUS an der Internationalen Raum- 
station konnten inzwischen mit zufriedenstellenden 
Ergebnissen für ein Regierungsabkommen zwischen 
den USA, den Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Weltraumorganisation, Japan und Kanada sowie für 
ein büaterales Durchführungsabkommen (MoU) zwi- 
schen NASA und ESA abgeschlossen werden. Das 
Zustimmungsgesetz zum Abkommen zwischen den 
Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Bundesrepublik Deutschland wird nach der 
parlamentarischen Sommerpause dem Deutschen Bun- 
destag zur Beschlußfassung vorgelegt. 

Die Zuordnung für die Aufgabenschwerpunkte der 
deutschen Weltraumaktivitäten ist so verteüt, daß 

— im nationalen Programm Wissenschaft, Technolo- 
gie, Nutzung und Anwendung sowie Standorte für 
Forschungs-, Ausbüdungs-, Test- und Betriebszen- 
tren, ferner die DFVLR-Arbeiten im Mittelpunkt 
stehen, 

während 

— bei der Beteiligung an den ESA-Programmen das 
Schwergewicht auf Weltraum-Infrastrukturmaß- 
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nahmen und auf große Projekte und Missionen 
gelegt wird, die sich nur kooperativ verwirklichen 
lassen. 

Die nationalen wie die europäischen Gemeinschafts- 
vorhaben werden wie bisher häufig in internationaler 
Zusammenarbeit verwirklicht werden. 

Das künftig höhere, den internationalen Verhältnissen 
folgende deutsche Weltraumengagement bedarf der 
Bereitstellung größerer Ressourcen, kompetenter Per- 
sonalkapazität in Industrie und Wissenschaft, breiterer 
Forschungs-, Produktions- und Nutzungsstrukturen, 
der Nutzung in Eigenverantwortung und mit Eigenbe- 
teiligung durch die Wirtschaft, der Abstimmung und 
Bündelung der Kräfte zur möglichst wirtschaftlichen 
Erreichung der angestrebten Ziele und Wahrung der 
deutschen Interessen im internationalen Wettbewerb 
und nicht zuletzt eines verstärkten staatlichen Engage- 
ments. 

Die Bundesregierung wird zur Verbesserung und zur 
notwendigen Anpassung an die künftigen, erweiterten 
Weltraumaufgaben des Bundes eine Management- 
organisation einrichten. Eine Deutsche Agentur für 
Raumfahrt-Angelegenheiten (DARA) soll in Nord- 
rhein-Westfalen in unmittelbarer Nähe zum Sitz der 
Bundesregierung errichtet werden. 

Ein neues, 5. Weltraumprogramm der Bundesregie- 
rung als langfristig orientiertes Konzept und als Hand- 
lungsrahmen soll Ende 1988 vorgelegt werden. 

28. Welchen (auch finanziellen) Stellenwert werden 
künftig im Rahmen der Energieforschung die 
Energieträger 

— Kohle, 

— sonstige fossüe Energien, 

— Kernenergie, 

regenerative Energien 

zueinander einnehmen, und welche Gründe sind 
dafür zu nennen? 

Die Bundesregierung hat zuletzt im Rahmen des Jah- 
reswirtschaftsberichts (Drucksache 11/1733) ihre Ab- 
sicht erklärt, auch im Zeichen deutlich gesunkener 
Energie- und insbesondere Rohölpreise auf dem Welt- 
markt sowie des niedrigen Dollarkurses ihre Energie- 
pohtik weiterhin auf die Nutzung aller Energieträger 
einschließlich der Kernenergie und der emeuerbaren 
Energieträger auszurichten. Dabei wurden die 
Schwerpunkte einer rationellen Verwendung von 
Energie sowie der Diversifizierung der Versorgung 
hervorgehoben. Forschung und Entwicklung werden 
so ausgerichtet, daß diesen Zielen der Energiepolitik, 
aber auch der Eigeninitiative der Energiewirtschaft 
selbst, ein möglichst breiter Handlungsspielraum eröff- 
net wird. Dabei werden neben der Fortentwicklung be- 
währter Technologien sowie Maßnahmen zur Erschlie- 
ßung imd Verbesserung der Wirtschaftlichkeit neuer 
Energiewandlungstechnologien Maßnahmen zur 
nachhaltigen Verringerung der Umweltbelastungen 
aus Energieumwandlungsprozessen weiterhin mit 
hoher Priorität durchgeführt. 


In den letzten Jahren wurde eine stärkere Einbindung 
der Wirtschaft in die Technikentwicklung angestrebt 
und erreicht. Diesem Umstand sowie der Fertigstellung 
der beiden Prototypreaktoren SNR 300 Kalkar und 
THTR 300 Hamm-Uentrop und der Marktreife bei ein- 
zelnen Entwicklungen, insbesondere 

— zur Gewinnung und Umwandlung fossiler Energie- 
träger, 

— auf dem Gebiet der rationellen Energieverwendung 
und 

— im Bereich der regenerativen Energiequellen, 

ist es zuzuschreiben, daß der Bedarf an FuE-Mitteln 
des Bundes, vor allem bei der Projektförderung z. Z. 
insgesamt rückläufig ist. 

Demgegenüber werden die Ausgaben für Technolo- 
gien zur Nutzung der regenerativen Energieträger mit 
einem noch hohen Entwicklungspotential ebenso an- 
steigen wie die Ausgaben für Forschung auf dem 
Gebiet der Sicherheit kemtechnischer Anlagen. 

1. Kohle und andere fossile Energieträger 

Der einzige Ener0eträger, von dem in der Bundes- 
republik Deutschland größere Vorkommen lagern, 
ist die Kohle. Sie muß daher zur Sicherung der 
Energieversorgung jedoch unter Gewährleistung 
des notwendigen Umweltschutzes genutzt werden. 

Die Verbesserung der Umweltverträglichkeit, die 
Verringerung der Kosten und Erhöhung der Aus- 
beute bei der Gewinnung und Nutzung von Kohle 
sowie die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
im Kohlebergbau sind hier die vorrangigen Ziele. 

Im Mittelpunkt der Forschungsförderung stehen 
Maßnahmen 

— zur weiteren Automatisierung und Humanisie- 
rung der Arbeitsabläufe beim Bergbau (z. B. 
Transportprobleme) ; 

— zur Weiterentwicklung von Kraftwerksprozes- 
sen, die Schadstoffbüdung von vornherein ver- 
meiden, wie druckgefeuerte Wirbelschicht- und 
Kohledruckvergasung, jeweüs in Verbindung 
mit dem Gas- und Dampfturbinen-Kombiprozeß, 
wobei im Rahmen der Kraftwerkskomponenten- 
entwicklung die Hochtemperatur-Gasturbine ein 
wichtiges Element zur Erhöhung des Wirkungs- 
■grades darstellt; 

— zur Kohlevergasung, bei der die Entwicklung auf 
den Einsatz im Gas- und Dampfturbinen-Kombi- 
prozeß gerichtet ist; 

— zur Kohleverflüssigung (Anwendung der Hy- 
driertechniken zur Aufarbeitung von Rück- 
standsölen und Schwerölen sowie das Koprozes- 
sing- Verfahren); 

— zur Gewinnung und Verarbeitung unkonventio- 
neller öle (Schweröle). 

2. Nukleare Energieforschung 
(einschließlich Reaktorsicherheit) 

Für die Sicherung unserer Energieversorgung wird 
die Kernenergie auch in Zukunft notwendig sein. 


27 



Drucksache 1 1 /2683 


Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Kommerzielle Leichtwasserreaktoren (LWR) haben 
heute einen Anteil von ca. 36 v. H. an der öffent- 
lichen Stromversorgung. Ihr Bau und Betrieb bedür- 
fen nicht mehr der staatlichen Förderung. 

Die FuE-Förderung richtet sich schwerpunktmäßig 
auf die Reaktorsicherheit, den Örennstoffkreislauf, 
insbesondere die Endlagerung und Einzelaspekte 
der Weiterentwicklung der fortgeschrittenen Reak- 
toren, d.h. des Brutreaktors (einschließhch seines 
Brennstoffkreislaufs) und des Hochtemperaturreak- 
tors. 

Im Mittelpunkt der Forschungsförderung stehen 
hier Maßnahmen 

— zur nuklearen Inbetriebnahme des SNR 300, 

— zum Sammeln imd Auswerten von Betriebs- 
erfahrungen (Verhalten und Lebensdauer von 
Komponenten, Verifizierung der Berechnungs- 
unterlagen) bei den fortgeschrittenen Reaktoren, 

— zur Weiterentwicklung der Hochtemperatur- 
reaktorbaulinie, vor allem unter dem Gesichts- 
punkt der HTR- spezifischen Sicherheitseigen- 
schaften und zur Anwendung nuklearer Prozeß - 
wärme, 

— zur Weiterentwicklung der Wiederaufarbei- 
tungstechnologien für Brüter-Brennelemente, 

— zum versuchsweisen Einlagem von mittel- und 
hochaktiven Abfällen (in beiden Fällen rückhol- 
bar) im FuE-Bergwerk ASSE, 

— zur modellhaften Beseitigung des stillgelegten 
Kernkraftwerkes Niederaichbach (KKN), 

— zur Optimierung der Maßnahmen zur Spaltmate- 
rialüberwachung. 

Einen besonderen Schwerpunkt bildet die Reaktor- 
sicherheitsforschung mit den Aufgaben: 

— ständige Absicherung des Wissens und Kennt- 
niserweiterung über mögliche Ursachen und Ab- 
läufe von Störfällen, vor allem in komplexen 
Teilsystemen; 

— fortlaufende Weiterentwicklung von Verfahren 
für eine realistische Sicherheitsbeurteilung; 

— Analyse und Bewertung von Sicherheits- 
reserven; 

— Untersuchungen zu Verfahren der Unfallfolgen- 
begrenzung, d. h. vor allem Containment-Druck- 
entlastungssystem, Wasserstoffbeherrschung, 
Störfall-Management imd Mensch-Maschine- 
Zusammenspiel ; 

— weitere Absicherung von Konzepten der Sicher- 
heitsbeurteilung von Werkstoffen bzw. Kompo- 
nenten; 

— theoretische und experimentelle Untersuchun- 
gen zum Langzeitverhalten sicherheitsrelevanter 
Komponenten und Systeme sowie komplexer, 
auf hohe Zuverlässigkeit ausgelegter leittech- 
nischer Einrichtungen, in Abhängigkeit von der 
Betriebsdauer. 


3. Kernfusionsforschung 

Die Kernfusion wird als sehr langfristige Option der 
Energieversorgung gefördert. Nach erfolgreichen 
Vorarbeiten ist die zukünftige Zielrichtung der Fu- 
sionsforschung: 

— Lösung der plasmaphysikalischen Probleme mit 
Hilfe großer Experimentiereinrichtungen; 

— Bearbeitung technischer Fragestellungen in 
einem umfassenden Technologieprogramm. 

Alle wesentlichen Arbeiten zur Kernfusion sind in 
das Programm der Europäischen Gemeinschaften 
(Euratom) integriert, das seinerseits mit den ande- 
ren Fusionsprogrammen der Welt (USA, UdSSR, 
Japan) - neuerdings auch über die beim Max- 
Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) in Garching 
eingerichtete vierseitige ITER- Arbeitsgruppe - ver- 
bunden ist. 


4. Erneuerbare Energiequellen 

Neue Techniken zur Nutzung emeuerbarer Ener- 
giequellen und zum rationellen Einsatz von Energie 
können die Energieversorgung zusätzlich sichern 
und tragen zur Minderung von Umweltbelastimgen 
und zur Ressourcenschonung bei. Die Erforschung 
emeuerbarer Energien bedarf allerdings noch der 
breiten Gmndlagen- und angewandten Forschimg 
sowie der Demonstration. 


Hierzu vorgesehen sind Maßnahmen, insbesondere 


— zur Weiterentwicklung von Techniken zur solar- 
thermischen und photovoltaischen Sonnenener- 
gienutzung mit dem Ziel höherer Zuverlässigkeit 
und Ausschöpfung der Kostenpotentiale; 

— zur Auswertimg der gmndlagenorientierten For- 
schung, z. B. der Photochemie; 

— zum Test von photovoltaisch erzeugtem Wasser- 
stoff; 

— zur Realisierung technischer Konzepte zur mög- 
lichst kostengünstigen Nutzung der Wind- 
energie; 

— zur Erforschung der Hot Dry Rock-Technik zur 
Nutzung von Erdwärme; 

— zur Abschätzung des Potentials nachwachsender 
Rohstoffe (siehe auch die Antwort zu Frage 29). 
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FuE-Ausgahen des Bundes im Förderbereich Energieforschung und -technoiogie^ ) 

- in Mio. DM - 


Bereich 

1987 

(SoU) 

1988 (Soll bzw. Reg. entw.) 

Kohle und andere fossüe Energieträger 

234,5 


211,1 


Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicherheit) 

838,7 


713,9 


Kemfusionsforschung^) 

199,9 


200,9 


Erneuerbare EnergiequeUen^) 

Projektförderung rationeUe Energieverwendung 

178,4 

(Ist) 

260,1 

(SoU) 

des BMFT 

25,7 

(Ist) 

28,0 

(SoU) 


Siehe Anmerkung 2), S. 24: Das Soll nach Haushaltsplan 1988 gemäß Leistungsplansystematik des Bundes liegt noch nicht 
für alle Förderschwerpunkte vor. 

Die gemeinsame europäische Fusionsforschung wird überwiegend im Rahmen von EURATOM finanziert. 

Siehe auch die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Abg. Lenzer u. a. , der CDU/CSU-Fraktion sowie der 
Abg. Kleinert u. a. und der Fraktion der FDP betr. FÖrdenmg und Nutzung „Emeuerbarer Energiequellen" in der 
Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 11/2029), S. 65 und 81. 


Während die Ausgaben für Kohle- und Kernenergie in 
den kommenden Jahren in etwa nominal stagnieren 
werden, sind für den Bereich der emeuerbaren Ener- 
gien noch Zuwächse vorgesehen. 

Die FuE -Arbeiten in allen Bereichen werden im inter- 
nationalen Wissens- und Erfahrungsaustausch durch- 
geführt, zum Teü in konkreten Kooperationsprojekten. 


29. Welche forschungspolitischen Maßnahmen wer- 
den seitens der Bundesregierung zur Erforschung 
der künftigen Perspektiven der Landwirtschaft er- 
griffen? 

Die forschungspolitischen Maßnahmen der Bundes- 
regierung im Bereich der Landwirtschaft sind darauf 
gerichtet, Entscheidungshüfen für ihr Konzept zur Wei- 
terentwicklung der Agrarpolitik zu erhalten. Das Kon- 
zept soll den in der Land- und Forstwirtschaft Tätigen 
den weiteren Anpassungsprozeß an die gesamtwirt- 
schaftiiche Entwicklung erleichtern. Wesentliche Ele- 
mente dieses Konzeptes sind ausführlich im Agrarbe- 
richt 1988 der Bundesregierung (Drucksache 11/1760), 
S. 67 ff., dargestellt. 

Wichtige Entscheidungshüfen zur Absicherung und 
Implementierung dieses Konzeptes, das zu einem er- 
heblichen Teü bereits durch entsprechende Maßnah- 
men der Bundesregierung realisiert worden ist, werden 
vor aUem in folgenden Bereichen erwartet: 

1. Vorschläge für eine optimale Gestaltung der Aus- 
gleichzahlungen für mengenbegrenzende Maßnah- 
men sowie eine gesamtwirtschaftlich sinnvoUe Ver- 
wendung der freigesetzten Produktionsfaktoren 
(insbesondere der Flächen). 

2. Forschungsergebnisse, die eine weitere Senkung 
der Produktions- und Vermarktungskosten sowie 
die Verbesserung und Sicherung der Nahrungsmit- 
telqualität und damit eine Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der Betriebe in der Europäischen 
Gemeinschaft ermöglichen. Hier werden große 
Hoffnungen auch auf die verstärkte Anwendung 
und Nutzung der modernen Biotechnologie gesetzt. 


3. Forschungsergebnisse, die zu einer deutlichen Ver- 
minderung der Rohstoff- und Konversionskosten bei 
nachwachsenden Rohstoffen führen. Dies ist - 
neben veränderten Rahmenbedingungen - die 
wichtigste Voraussetzung für eine wettbewerbs- 
fähige Erzeugimg und für eine verstärkte Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe im Nichtnahrungsmit- 
telbereich. 

Die Bundesregierung fördert diesen Forschungsbe- 
reich bereits seit 1985 mit besonderem Nachdruck 
im Rahmen eines breitangelegten Förderungs- und 
Entwicklungsprogramms. In den nächsten fünf Jah- 
ren sind hierfür insgesamt über 200 Mio. DM vorge- 
sehen. 

4. Forschungsvorhaben zur genaueren Ermittlung von 
besonderen Leistimgen der Landwirtschaft für die 
Landeskiütur, die Landespflege und die Ökologie, 
insbesondere auch hinsichtlich ihrer regionalen 
Differenzierung. 

5. Forschungsarbeiten, die zur Sicherung und Verbes- 
serung der natürlichen Lebensgrundlagen beitra- 
gen, ohne die auf Dauer eine leistungs- und wettbe- 
werbsfähige Landwirtschaft nicht möglich ist. Hier 
kommt es insbesondere darauf an, Umweltbeein- 
trächtigungen, die von der modernen Landwirt- 
schaft ausgehen können, auf ein vertretbares Maß 
zurückzuführen. Ziel ist eine sowohl wettbewerbs- 
fähige als auch umweltgerechte Agrarproduktion, 
die mit einem möglichst geringen Aufwand an che- 
mischen Pflanzenbehandlungs- und Düngemitteln 
auskommt und insgesamt gesehen den Naturhaus- 
halt möglichst wenig belastet (wie z.B. durch die 
Züchtung leistungsfähiger, aber zugleich krank- 
heitsresistenter Sorten). 

Auf Entscheidungshüfen im Rahmen dieser For- 
schungsschwerpunkte ist die Arbeit der zwölf Bundes- 
forschungsanstalten im Geschäftsbereich des BML in 
den kommenden Jahren vorrangig ausgerichtet. Ein 
Vergleich der für die einzelnen Forschungsprogramme 
des BML 1982 und 1986 aufgewendeten Haushaltsmit- 
tel zeigt deutlich, daß bereits in den zurückliegenden 
Jahren erhebliche Schwerpunktverlagerungen in die 
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aus agrarpolitischer Sicht notwendige Richtung erfolgt 
sind (vgl. Agrarbericht 1988, Übersicht 72, S. 116). 

30. Welche forschungspolitischen Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung schwe^unktmäßig 
zur Verstärkung der interdisziplinären Zusam- 
menarbeit bei medizinischer Diagnose und Thera- 
pie mit allen Bereichen der Naturwissenschaft imd 
Technik zu ergreifen, um nicht nur die Bedrohimg 
durch AIDS, sondern auch diirch andere (insbe- 
sondere Volks-)Krankheiten zu vermindern? 

Die Medizinforschung ist in besonderem Maße auf die 
enge Kooperation einer großen Zähl verschiedener 
Disziplinen angewiesen, wobei das Spektrum von den 
eigentlich medizinischen über biologische, naturwis- 
senschaftlich-technische bis hin zu einschlägigen 
sozialwissenschaftlichen Fächern reicht. 

Darüber hinaus liegt die Ausrichtung der medizini- 
schen Forschung in der Bundesrepulik Deutschland in 
erster Linie in der Hand der Wissenschaft selbst, wobei 
sie sich primär an den bestehenden, disziplingebunde- 
nen Forschungsstrukturen orientiert und sich in ihren 
Schwerpunktbüdungen und Interessen von wissen- 
schaftsimmanenten Kriterien, wie denen der For- 
schungsqualität und der Innovation leiten läßt. Dieser 
Ansatz hat sich in vielen Fällen bewährt, kann aber 
auch in bestimmten Bereichen aus Sicht gesundheits- 
politischer Fragestellungen zu Forschungslücken füh- 
ren. 

Die Bundesregierung fördert seit 1978 medizinische 
Forschung im Programm „Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit" und hat im März 1988 
dessen Fortschreibung für den Zeitraum bis 1991 
beschlossen. Aufgabe dieses Programms ist es, die 
Forschungspohtik und die Förderung des Bundes in 
diesem Bereich auf gesundheitspolitisch besonders 
wichtige Problemfelder zu lenken. Ausgangspunkt des 
Programms sind gesundheitspolitische Leitziele, zu 
deren Verwirklichung die Forschungspolitik beitragen 
will. Ziel der Gesundheitspolitik ist es dabei, die 
Gesundheit der Bürger zu erhalten, zu fördern und im 
Krankheitsfall wiederherzustellen. Für die Forschungs- 
förderung des Bundes führen diese gesundheitspoli- 
tischen Zielsetzungen zu Leitkriterien, die mit den 
Stichworten 

— Orientierung an den Gesundheits- und Gesund- 
heitsversorgungsbedürfnissen der Bürger und 

— Praxisbezug der geförderten Forschungsvorhaben 
zu umschreiben sind. 

Die Selbststeuerung der Wissenschaft und ihre primäre 
Orientierung an disziplingebundenen Forschungs- 
strukturen bedeuten, daß es in bestimmten Bereichen, 
die für gesundheitspolitische Aufgaben des Bundes 
von großer Wichtigkeit sind, zu Forschungsdefiziten 
kommen kann, sei es, daß nicht von selbst genügend 
Forschungspotential in diese Bereiche fließt oder daß 
kein hinreichendes Interesse an der von der Fragestel- 
limg her notwendigen interdisziplinären Kooperation 
besteht. Solche Kooperationsdefizite können insbeson- 
dere an den Schnittstellen zwischen biomedizinischen, 
naturwissenschaftlich-technischen und sozial- und ver- 
haltenswissenschaftlichen Fächern sowie zwischen 


Grundlagenforschung und klinischer Forschung ent- 
stehen. In der anwendungsorientierten Forschung und 
Entwicklung resultieren Forschungsdefizite auch aus 
den unterschiedlichen Interessenlagen der Hochschul- 
wissenschaft und der vorwiegend marktorientierten In- 
dustrieforschung. 

Das Förderprogramm der Bundesregierung hat dieser 
Situation von Anfang an Rechnung getragen. Es hat in 
solchen Defizitbereichen gezielt Anreize zur Verstär- 
kung der interdisziplinären Kommunikation und Koo- 
peration geschaffen, den Wissenstransfer zwischen 
Grundlagenforschung und klinischer Forschung inten- 
siviert und eine verstärkte Zusammenarbeit von Hoch- 
schulwissenschaft und Industrieforschung unterstützt. 
Die forschungspolitischen Maßnahmen des Regie- 
rungsprogramms zur Erreichung dieser Ziele sind je 
nach Problembereich und Fragestellung unterschied- 
lich: 

In den meisten Fällen werden disziphnübergreifende 
Kooperationen durch ein Verfahren angeregt und un- 
terstützt, das an die Bekanntmachung von neuen För- 
derschwerpunkten anknüpft: In den öffentlichen Be- 
kanntmachungen der einzelnen Förderschwerpunkte, 
die interessierte Forscher zur Abgabe von Forschungs- 
vorschlägen auffordem, werden neben der Spezifika- 
tion der Forschungsgebiete auch die Anfordenmgen 
hinsichtlich der Kooperation zwischen verschiedenen 
Disziplinen bzw. zwischen Hochschulen und Industrie- 
firmen präzisiert. Als Beispiele für solche Koopera- 
tionsanforderungen seien einige öffentliche Bekannt- 
machungen der Jahre 1986/1987 genannt: 

— „Psychische Gesundheit im Alter": Zusammenar- 
beit von Wissenschaftlern aus der Psychiatrie, Psy- 
chologie, Epidemiologie, experimentellen und klini- 
schen Neurowissenschaften, Genetik, Immunolo- 
gie, Innere Medizin, Kreislaufphysiologie. 

— „Allergische Erkrankungen": Wesentliche Voraus- 
setzungen dabei sind interdisziplinäre Zusammen- 
arbeit zwischen Forschern aus Medizin und Natur- 
wissenschaft, insbesondere in Verbindung von 
immunologischer, molekularbiologischer und zell- 
biologischer Forschung mit patientenorientierter 
klinischer Forschung; Betonung der Kooperation 
von Antragstellern aus dem Bereich der Wissen- 
schaft mit industriellen Unternehmen. 

— „Biomaterialien" : Enge Kooperation zwischen klini- 
schen, technischen und industriellen Partnern. 

In Ergänzung dieses regelmäßig geübten Verfahrens 
zur Unterstützung einer Kooperation einschlägiger 
Wissenschaftsdisziplinen sowie zwischen Hochschul- 
forschung und Industrie sind bei bestimmten For- 
schungsbereichen bzw. Fachdisziplinen besondere 
Maßnahmen notwendig, die den speziellen strukturel- 
len oder sonstigen Problemen gezielt Rechnung tra- 
gen. Hierfür sind im Rahmen des Programms unter- 
schiedliche Fördermaßnahmen ergriffen worden, die 
den jeweüs spezifischen Gegebenheiten angepäßt 
sind: 

1 . Klinisch e Forschergrupp en 

Der Wissenschaftsrat hat 1986/1987 zur Lage der 
klinischen Forschung in der Bundesrepubhk 
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Deutschland und zu ihrer Förderung Empfehlungen 
abgegeben. Er stellte hierbei fest, daß der Lei- 
stungsstand der klinischen Forschung, die für den 
Fortschritt der modernen Medizin von grundlegen- 
der Bedeutung ist, insgesamt nicht befriedigt. Ein 
wesentlicher Grund hierfür ist, daß die bestehenden 
Strukturen der Hochschulkliniken der notwendigen 
interdisziplinären Kooperation, die wesentliche 
Voraussetzung erfolgreicher klinischer Forschung 
ist, nicht entgegenkommen. Ausgehend von dieser 
Situationsanalyse hat der Wissenschaftsrat Empfeh- 
lungen vorgelegt, die das Modell der von der Max- 
Planck-Gesellschaft geförderten khnischen For- 
schungsgruppen sowie der Forschergruppen der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft aufgreifen. 

Im Hinblick auf die gesimdheitspolitischen Ziele 
des Programms „Forschimg und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit" ist die Bundesregierung 
diesen Empfehlungen gefolgt und hat in Abstim- 
mung mit den Ländern imd der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft die Fördenmg eines Pro- 
gramms Klinische Forschergruppen in Hochschul- 
kliniken eingeleitet. Da die Förderung des Bundes 
nur befristet sein kann, wird die Initiative nur in 
dem Maß Erfolg haben, wie die Länder dieses 
Anliegen durch geeignete Maßnahmen in Hoch- 
schulkliniken unterstützen. 

2. Stärkung der Forschung in ausgewählten Gebieten 

In verschiedenen medizinischen Disziphnen ist die 
Forschung in der Bundesrepublik Deutschland aus 
unterschiedlichen Gründen, die in der historischen 
Entwicklung oder strukturellen Problemen begrün- 
det sein können, nicht genügend entwickelt. Dies 
trifft z. B. für die Rheumaforschimg und die Lungen- 
forschung zu (vgl. Empfehlungen des Wissen- 
schaf tsrates vom Januar 1986 zur klinischen For- 
schung in den Hochschulen). In beiden Gebieten 
drückt sich diese Situation sowohl darin aus, daß ein 
Mangel an qualifizierten Nachwuchswissenschaft- 
lern besteht, als auch am fehlenden bzw. unzurei- 
chenden Dialog zwischen Grundlagenforschern 
und klinisch tätigen Rheumatologen bzw. Pulmo- 
logen. 

In der Rheumaforschung hat das Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie neben der Ein- 
richtung klinischer Forschergruppen nach dem 
unter Nummer 1 erwähnten Modell zwei weitere 
Fördermaßnahmen getroffen, die zu einer Verbes- 
serung führen sollen: Zum einen ist als Ergebnis 
eines Fachgesprächs zum Forschungsbedarf und 
zukünftigen Forschungsschwerpunkten für eine 
wirksame Rheumabekämpfung ein Förderschwer- 
punkt zur Ätiologie und Pathogenese entzündlich- 
rheumatischer Erkrankungen und Arthrosen einge- 
richtet worden, bei dem die Notwendigkeit koope- 
rativer Anstrengungen und insbesondere die Ver- 
bindung von rheumabezogener Grundlagenfor- 
schung mit patientenorientierter klinischer For- 
schung betont wurde; dabei wurde die interdiszipli- 
näre Zusammenarbeit zwischen Forschern aus 
Medizin, Naturwissenschaften und technischen 


Wissenschaften in Klinik und Grundlagenforschung 
als wesentliche Voraussetzung für Fördervorhaben 
angesehen. Zum anderen hat das Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie dem Deut- 
schen Akademischen Austauschdienst Fördermittel 
für ein breitangelegtes Programm zum Austausch 
und zur Ausbildxmg von Graduierten und Promo- 
vierten auf den Gebieten der Rheumatologie und 
Epidemiologie für eine Periode von fünf Jahren, 
beginnend im Jahr 1985, zur Verfügung gestellt. 

Da die Intensivierung der klinischen Forschung auf 
dem Gebiet der Pulmolo0e in besonderer Weise 
eine stärkere Verbindung von moderner naturwis- 
senschaftlicher Forschung mit patientenorientierter 
klinischer Forschung erfordert, wurde in der ent- 
sprechenden öffentlichen Bekanntmachung dieses 
Förderschwerpunkts, imter Modifikation des sonst 
üblichen Verfahrens zunächst ein Symposium ange- 
kündigt. Auf dieser Tagung wurde das in der Bun- 
desrepublik Deutschland vorhandene Forscher- 
potential zusammengeführt und eine Grundlage für 
kooperative Forschimgsvorhaben geschaffen. Die 
Bekanntmachung und das Symposium, das im De- 
zember 1987 veranstaltet wurde, waren ausdrück- 
lich auf die Entwicklung interdisziplinär angelegter 
Vorhaben in Zusammenarbeit zwischen Grundla- 
genforschung und Klinik ausgerichtet, wobei für 
anwendungsnahe Vorhaben die Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern mit der Industrie angeregt 
und die Antragstellung auch durch Firmen angebo- 
ten wurde. Im Ergebnis konnten im Rahmen des 
Symposiums in größerer Zahl bisher nicht beste- 
hende Kooperationen von Wissenschaftler gruppen 
über Fachdisziplinen hinweg angeregt werden. 

3. Verbundprojekte 

Bei bestimmten Themen oder Fragestellungen kön- 
nen die Projektziele genügend präzise festgelegt 
werden, um von vornherein eine besonders enge 
und abgestimmte Vorgehensweise der Projektpart- 
ner im Rahmen eines Verbundprojekts zu ermög- 
lichen. Solche Fälle betreffen z. B. die Projekte 

— Langzeitstabilität von Endoprothesen durch Ver- 
besserungen des Verbunds Knochen/Implantat, 

— Biomateriahen und Hämokompatibüität, 

— Verbrennungsmedizin (mehrere Verbünde), 

— AIDS (mehrere Verbünde). 

4. Infrastruktur - Maßnahmen 

a) Verbesserung von Versorgungsstrukturen 

Die historisch gewachsenen Versorgungsstruk- 
turen an den Kliniken in der Bundesrepubhk 
Deutschland können interdisziphnären For- 
schungsansätzen oft nicht ausreichend ent- 
gegenkommen. 

Zur Bewältigung dieses Problems sollen die 
Maßnahmen der Bundesre0erung 

— zur besseren Versorgung von Krebspatienten, 

— zur besseren Versorgung von AIDS-Pa- 
tienten. 
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— zur besseren Versorgung von chronisch 
Kranken 

Abhilfe schaffen. Diese Maßnahmen sind zwar 
primär auf die Verbesserung der Versorgungs- 
strukturen an klinischen Einrichtungen ausge- 
richtet, sie bieten aber gleichzeitig die Grund- 
lage für eine verbesserte klinische Forschung. 

— Im Rahmen der „Modellmaßnahmen zur bes- 
seren Versorgung von Krebspatienten" hat 
die Bundesregierung an 24 Tumorzentren 
und 30 Onkologischen Schwerpimkten mit 
über 80 Krankenhäusern strukturelle imd or- 
ganisatorische Voraussetzungen für eine ver- 
besserte Patientenversorgung geschaffen. 

Hierzu gehört insbesondere die Verbesserung 
der interdisziplinären Zusammenarbeit bei 
Diagnose, Therapie und Nachsorge. Durch 
die Zusammenarbeit aller an der Krebsbe- 
handlung beteiligten Fachdisziplinen können 
nicht nxir die unterschiedlichen Therapiefor- 
men an die speziellen Anforderungen des 
Krankheitsbüdes der einzelnen Patienten an- 
gepaßt, sondern auch die Voraussetzungen 
für eine verbesserte klinische Forschung ge- 
schaffen werden. 

— Die Immunschwäche AIDS stellt das Versor- 
gimgssystem der Bundesrepulik Deutschland 
vor neue Herausforderungen. Das vielfältige 
und zum Teil verwirrende Krankheitsbüd 
geht über die Kompetenz einer einzelnen 
Fachdisziplin deutlich hinaus und fordert eine 
intensive fachübergreifende Zusammenar- 
beit. Daher fördert die Bundesregierung im 
Rahmen des „Modellprogramms zur besseren 
Versorgung von AIDS -Patienten" rd. 25 klini- 
sche Einrichtungen, um AIDS-Patienten xmd 
HlV-Infizierten eine stadiengerechte, an den 
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen 
orientierte Behandlung zuteü werden zu las- 
sen. Mit diesem Versorgungskonzept gibt die 
Bimdesregierung gleichzeitig der Forschung 
die notwendigen Voraussetzungen, um Ver- 
besserungen in der Diagnostik und Behand- 
lung von AIDS-Patienten erproben zu kön- 
nen. 

— Im Rahmen des „Modellprogramms zur bes- 
seren Versorgung chronisch Kranker" fördert 
die Bundesregierung seit 1987 fachübergrei- 
fende Aktivitäten bei der Bekämpfung der 
großen Volkskrankheiten, wie: Herz-Kreis- 
lauf-Erkrankungen, rheumatische Erkran- 
kimgen, Erkrankungen des zentralen Ner- 
vensystems und neurologische Erkrankun- 
gen. Ziel der Förderung ist auch hier, die 
neuen, fachübergreifenden Versorgungsmaß- 
nahmen langfristig in die Regelfinanzierung 
einzubinden, um eine an das Leid der Patien- 
ten jeweüs angepaßte qualitativ hochstehen- 
de Versorgung — auch nach internationalen 
Maßstäben - überall in der Bundesrepublik 
Deutschland durchzusetzen. Diese Maßnah- 


men bü den gleichzeitig die Basis für eine ver- 
besserte klinische Forschung. 

b) Biometrische Zentren bei Therapiestudien 

Bei der bereits in den vergangenen Programm- 
perioden aufgegriffenen Förderung von multi- 
zentrischen Therapie Studien, vor allem in den 
Bereichen Krebs-Krankheiteii und psychische 
Krankheiten, bestand ein besonderes Problem 
darin, daß an die biometrisch- statistische Quali- 
tät solcher Studien hohe Anforderungen zu stel- 
len sind, hierfür jedoch zu Beginn der Förderung 
die Voraussetzungen weitgehend fehlten. Die 
Förderung des BMFT hat sich daher neben der 
Unterstützung der klinischen Tätigkeiten zu- 
nächst auch auf den Aufbau einer entsprechen- 
den biometrischen Infrastruktur erstreckt, indem 
die Einrichtung von biometrischen Zentren für 
einen begrenzten Zeitraum finanziert wurde. 

Die projektgebundene Forschungsförderung im Rah- 
men des Gesundheitsforschungsprogramms hat ver- 
schiedene forschungspolitische Grundsätze zu beach- 
ten, durch die die besonderen Aufgaben des Pro- 
gramms innerhalb der pluralistischen Forschungs- und 
Förderungslandschaft betont werden. Mit diesen För- 
dermaßnahmen ist es gelungen, gesundheitspolitische 
und forschungspolitische Zielsetzungen der Bundes- 
regierung zusammenzuführen. 

31. Welchen Anteil (prozentual und absolut) an der 
Forschungsförderung des Bundes erhalten derzeit 
die einzeinen Bundesländer? Wo hegen die Grün- 
de für Ungleichgewichtigkeiten, und welche for- 
schungspohtischen Maßnahmen werden seitens 
des Bundes ergriffen, um die eigenen Bemühun- 
gen der Regionen zu unterstützen? 

Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwick- 
lung verteüten sich in den Jahren 1985 und 1986 wie 
folgt nach Regionen (neuere Daten stehen z. Z. nicht 
zur Verfügung): 



1985 Ist 
in Mio. 
DM 

in V. H. 

1986 Ist 
in Mio. 
DM 

in V. H. 

Baden-Württemberg 

2 327,4 

18,3 

2 199,0 

17,1 

Bayern 

2 624,7 

20,7 

2 746,4 

21,4 

Berlin 

678,0 

' 5,3 

716,0 

5,6 

Bremen 

272,2 

2,1 

288,6 

2,3 

Hamburg 

688,7 

5,4 

783,4 

6,1 

Hessen 

627,0 

4,9 

711,5 

5,5 

Niedersachsen 

1 106,2 

8,7 

1 091,8 

8,5 

Nordrhein-Westfalen 

2 523,2 

19,9 

2 425,3 

18,9 

Rheinland- Pfalz 

185,4 

1,5 

213,3 

1,7 

Saarland 

79,8 

0,6 

76,9 

0,6 

Schleswig-Holstein 

491,4 

3,9 

460,53 

3,6 

Ausland 

1 097,3 

8,6 

1 113,5 

8,7 

Insgesamt 

12 701,2 

100 

12 826,3 

100 


Quelle: Bundesbericht Forschung 1988 (Drucksache 11/2049), 
TeüVII, S. 417 
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Regionale Disparitäten in der Wissenschafts- und For- 
schungslandschaft der Bundesrepublik Deutschland 
schlagen sich auch in der regionalen Verteilung der 
Förderungsmittel des Bundes nieder. Diese regional 
unterschiedliche Dichte der Forschungslandschaft re- 
sultiert einerseits aus kultur- und wirtschaftshistorisch 
unterschiedhchen Entwicklungen, z. B. der frühzeiti- 
gen Herausbildimg urban-kultureller Zentren und 
damit zusammenhängender „Industrielandschaften", 
insbesondere der verarbeitenden Industrie, anderer- 
seits aus politisch-historischen Entwicklungen, wie 
z. B. früher Universitäts- und TH-Gründungen in Resi- 
denzstädten oder später aus regionaler Initiative. 

Wie bereits im Bundesbericht Forschung 1988, S. 35 f., 
ausgeführt, haben das in den zurückliegenden Jahren 
auf dem Gebiet der modernen Schlüsseltechnologien 
weltweit beobachtete Zusammenrücken von For- 
schung und Technikentwicklung, die zunehmende 
Kooperation von Wissenschaft und Industrie im Be- 
reich der Spitzentechnologien und die hiermit verbun- 
denen Wirts chafthchen Erwartungen auf allen Ebenen 
eine steigende Sensibilität auch für die regionale Ver- 


teilung von Forschung und Entwicklung bewirkt. 
Bund, Länder und Kommunen, wie die an Kooperation 
interessierte Wirtschaft, widmen diesem Thema daher 
hohe Aufmerksamkeit. 

Auch solche Überlegungen und eine zunehmende 
Konkurrenz um die Ansiedlung wissenschafüicher Ein- 
richtungen müssen aber letztlich dazu führen, daß für 
Wissenschaft und Forschung insgesamt die bestmög- 
hchen Bedingungen geschaffen werden. Nur so kön- 
nen auf Dauer die erhofften wirtschaftspohtischen, ins- 
besondere regionalpolitischen Wirkimgen erreicht 
werden. Andererseits wird die Bundesregierung auch 
weiterhin im Rahmen der bewährten Bund- Länder gre- 
mien zu einem fairen Ausgleich der Interessen beitra- 
gen. Bei erfolgversprechenden Initiativen der bisher 
schlechter mit Einrichtungen aus gestatteten Länder 
wird sie diese besonders unterstützen. 

Vor diesem Hintergrund erhält auch die auf die klei- 
nen und mittleren Unternehmen zielende Innovations- 
förderung der Länder besonderes Gewicht. Besonders 
auf regionaler Ebene ist es eine bedeutende Herausfor- 
derung, Wissenschaft und kleine und mittlere Unter- 
nehmen zusammenzuführen. 
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